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Hervorgegangen aus dem 
Angehörigen Info. Das 
Angehörigen Info entstand im 
Hungerstreik der politischen 
Gefangenen 1989. 


Brigitte Asdonk, 18.3., Berlin 


„ES geht nicht, 


dass das 
so bleibt" 


Wir grüßen alle Gefangenen und Illegale, 
die sich weigern, sich den Herren der neu- 
en Weltordnung zu unterwerfen, und alle 
diejenigen, die sie darin unterstützen. 

Wir denken an die Toten und Ermordeten 
mit den Worten von Ernst Bloch 

„Die Toten kommen wieder, ihr Tun will 
mit uns nochmals werden“. 


Ich will meinem Beitrag ein Zitat voranstel- 
len, was ich richtig finde und was so schwer 
zu machen ist, und zwar aus dem Buch Ka- 
malatta von Christian Geissler. Darin steht: 
„Es geht nicht, dass das so bleibt. 

Wo in Klassenkämpfen der Knast nicht 
geöffnet wird, schlägt er Schatten auf je- 
den von uns. 

Es darf kein Terrain geben, dass sie uns 
unantastbar machen. Was wir nicht an- 
greifen, lähmt uns.” 


Mit dem Satz „es geht nicht, dass das so 
bleibt“ meine ich hier die scheinbar endlose 
Inhaftierung der Gefangenen aus der RAF. 
Aber nicht als Opfer einer schier gnadenlo- 
sen bundesdeutschen politischen Justiz. Ich 
denke, ihr Widerstand hat Bedeutung, ihr Wi- 
derstand hat Sinn, bis heute. 

Auf dieser Konferenz geht es um politische 
Gefangene, um Krieg und um die Anti- 
Kriegsbewegung. 

Blenden wir also zurück, nehmen wir als 
ein Beispiel den Anschlag der RAF auf den 
Oberbefehlshaber der NATO, Alexander Haig 
1979. 

Hintergrund war, dass die NATO 1979 mit 
der so genannten Nachrüstung die Stationie- 
rung atomarer Marschflugkörper und Mittel- 
streckenraketen in Westeuropa beschloss. Der 
Rüstungswettlauf mit der Sowjetunion ging 
seinem Höhepunkt entgegen. 

In der BRD entwickelte sich eine breite Frie- 
dens- und Anti-Kriegsbewegung, die Hun- 
derttausende mobilisierte und zu einer riesi- 
gen außerparlamentarischen Protestbewe- 
gung wurde, die sich aus unterschiedlichen, 


teilweise gegensätzlichen politischen Strö- 
mungen zusammensetzte. 

Als ich 82 nach 12 Jahren aus dem Knast 
rauskam, war ich überrascht, als ich hörte, 
dass 81 beim Besuch des US-Außenministers 
Haig in Westberlin die Kommandoerklärung 
der RAF von 1979 auf den Straßen verteilt 
wurde. 

Haig war General im Vietnamkrieg, von 74 
bis 79 Oberbefehlshaber der Nato, danach 
Außenminister der USA. Zusammen mit 
Nixon, Reagan und Kissinger stand er für ei- 
ne rechtskonservative Außenpolitik, eine Po- 
litik der Hochrüstung und Konfrontation, der 
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Vorläufer der heutigen Bush-Administration. 
Haig, erklärte: „Es gibt wichtigere Dinge, als 
im Frieden zu sein.“ Im aktuellen ARD- Film 
Huismanns über die Ermordung von JF Ken- 
nedy sagt Haig, dass er verantwortlich war 
für Sabotageaktionen gegen Kuba, „wir zer- 
störten Brücken, Zuckerfabriken u.a. Ein- 
richtungen“ 

Die Pressemitteilung vom 13.9.1981 lautet: 
Wegen des Besuchs von Haig Zusammen- 
stöße zwischen Rüstungsgegnern und der Po- 
lizei. 

In einer Chronologie heißt es: 

Nach dem Ende einer Demo von 60.000 


erletzungen in Kurdistan 
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Tote, Verletzte, Massenverhaftungen und Folter in Kurdistan - der türkische Staat eska- 
liert erneut und erhält dabei, wie stets, Schützenhilfe auch aus der BRD. Seite 13 


Menschen versuchen rund 5000 ausgehend 
vom Winterfeldplatz weiter zum Rathaus 
Schöneberg zu demonstrieren, um den dor- 
tigen Empfang des US Außenministers Haig 
zu stören, dabei kam es zu heftigen Ausein- 
andersetzungen mit der Polizei, wobei diese 
teilweise die Initiative verlor. 

Die RAF hatte 1979 zu ihrer Aktion gegen 
Haig geschrieben, dass er in einer besonde- 
ren Präzision den neuen Kurs der amerikani- 
schen Strategie repräsentiert und exekutiert. 


Was sich verändert hat seit der politischen 
und militärischen Niederlage der Vereinigten 
Staaten in Vietnam, ist, dass die Völker der 
Welt mit einer neuen amerikanischen Offen- 
sive konfrontiert sind. Und dass dazu der 
Ausbau der BRD zur aggressivsten US-Basis 
gehört 

Und Haig selbst: 

„Ebenso wenig kann sich Europa länger 
den Luxus leisten, als Beobachter am Spiel- 
feldrand zu stehen". 

81 war die Einschätzung der RAF, dass ei- 
ne weltweite aggressive Rekonstruktion des 
Kapitals bevorsteht. 

In der HS-Erklärung der Gefangenen 81 
heißt es: 

„Wenn es so ist, müssen wir alle, die Be- 
freiung und Verantwortlichkeit wollen, ... in 
den Ländern, von denen seine wütende Ex- 
pansion ausgeht, weit genug sein und die po- 
litisch militärische Gegenmacht entwickelt 
haben, die den militärischen Einsatz des 
Overkill Potentials des US-Imperialismus ver- 
hindert“. 

Im August 81, 14 Tage vor dem Haig Be- 
such in Westberlin, detonierten vor dem 
Hauptquartier der US-Luftwaffe in Ramstein 
2 Sprengsätze. Die RAF sagt dazu: 

„Sie werden ihre Weltbeherrschungspläne 
nicht in Ruhe vorbereiten und ausführen 
können ... sie wollen die Geschichte zurück- 
drehen ... zur stärksten, wieder alles beherr- 
schenden Weltmacht zu werden, ist ihr er- 
klärtes Ziel ... wenn die Imperialisten sich des 
Nahen Ostens und des Golfs nicht mehr si- 
cher sein können, werden sie von hier ihre 
Unterwerfungsmaschine losschicken“ 

Im September 81, zwei Tage nach der De- 
mo gegen Haig, erfolgt ein Anschlag auf den 
Oberkommandierenden der US-Streitkräfte 
in Europa General Kroesen in Heidelberg. Er 
legt fest, wann und wo Neutronenspreng- 
köpfe abgefeuert werden, und er trifft sich re- 
gelmäßig mit der BAW und Geheimdiensten 
zur Abstimmung und Lagebeurteilung in Sa- 
chen Anti-Guerilla-Kriegsführung, steht in 
der Erklärung dazu. 

Im Oktober 1982 kommt es in Bonn zu 
der bis dahin größten Anti-Kriegs-Demon- 
stration mit 300.000 Menschen. 

In dieser gesellschaftlichen Situation 
entstand die riesengroße Hoffnung unter 
Zehntausenden, tatsächlich den Kriegstrei- 
bern in den Arm fallen zu können, auch mit 
den Mitteln des bewaffneten Kampfes, so 
umstritten er blieb. 

Dafür rächt sich der Staat heute noch. 

Die historische Erfahrung ist, dass im- 


Netzwerk 
Freiheit für alle poli- 
tischen Gefangenen 


Die Initiative „Netzwerk Freiheit für alle 
politischen Gefangenen“ besteht aus Grup- 
pen und Einzelpersonen, welche aufgrund 
der bestehenden Verhältnisse die Notwen- 
digkeit sehen, die Solidarität mit den poli- 
tischen Gefangenen zu stärken, die Solida- 
rität mit den politischen Gefangenen zu 
vernetzen und für die Freiheit der politi- 
schen Gefangenen zu kämpfen. 

Das Netzwerk ist aus der ATS (Anti-im- 
perialistischen Türkei Solidarität) hervor- 
gegangen, da diese für die Solidaritätsar- 
beit mit dem Widerstand in der Türkei zu- 
ständig war, aber der realen Praxis der 
Gruppe nicht mehr entsprach und die Ar- 
beit nicht mehr auf ein Land zu reduzieren 
war. 

Das Netzwerk betrachtet sich selbst als 
einen Zusammenschluss, in der sich Un- 
terstützerinnen- und Unterstützergruppen 
von politischen Gefangenen ausdrücken, 
organisieren und gemeinsam agieren kön- 
nen. 

In ihrer Arbeit für die Freiheit aller poli- 
tischen Gefangenen strebt das Netzwerk die 
Zusammenarbeit mit allen Gruppen und 
Einzelpersonen an, die sich für Menschen- 
rechte, gegen Folter, unmenschliche Haft- 
bedingungen und Repression für die poli- 
tischen Gefangenen weltweit einsetzen. 

Als politische Gefangene betrachten wir 


mer wieder die Flammen des Aufstandes 
entstehen, erstickt werden und in verän- 
derten gesellschaftlichen Zusammenhän- 
gen neu entzündet werden. 

Dies war Teil der Auseinandersetzung und 
Praxis der RAF vor 25 Jahren, die ich hier 
nur ganz fragmentarisch beschreibe. 

1982 werden Brigitte Mohnhaupt und Chri- 
stian Klar verhaftet. Seitdem sind sie einge- 
knastet. 24 Jahre. Jahre mit langen Phasen 
der Isolation, Jahre, die zerstörerisch sind. In 


freedom for all political prisoners / \ 
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jene Menschen, die sich wegen ihrer poli- 
tischen Identität und ihres Kampfes für ei- 
ne freie, egalitäre und emanzipatorische 
Gesellschaft in Gefängnissen befinden, dort 
aufihre Prozesse warten oder die ihnen auf- 
erlegten Gefängnisstrafen absitzen müs- 
sen. 

Dabei unterstützt das Netzwerk die poli- 
tischen Gefangenen auf politischer, juristi- 
scher und menschlicher Ebene und steht 
hinter ihnen in ihrem Widerstand für ihre 
Freiheit, gegen inhumane Haftbedingun- 
gen und für die Anerkennung ihres Status 
als politische Gefangene. 

Da die politische Gefangenschaft aus den 
existierenden Verhältnissen hervorgeht, 
d.h. die Gefängnisse die Reaktion des ka- 
pitalistischen Systems gegen den Wider- 
stand für Gerechtigkeit sind, vertritt das 
Netzwerk die Auffassung, dass die Solida- 
rität mit den politischen Gefangenen inte- 
graler Bestandteil aller politischen und so- 
zialen Kämpfe sein muss. Und da uns heu- 
te Ausbeutung und Repression in weltweit 
verschärfter Form entgegentritt, sieht das 
Netzwerk die Notwendigkeit, diese Solida- 
rität über die Grenzen hinweg zu stärken 
und die internationale Solidarität als unse- 
re Antwort auf ihre Repression einzuset- 
zen. 

http://www.political-prisoners.net/ 


diesem Kontext wurden 
auch Eva Haule 1986 und 
Birgit Hogefeld 1993 ver- 
haftet und zu lebensläng- 
lich verurteilt. 


Es geht nicht, dass das so 
bleibt. 

Heute hat sich einiges 
verändert und verschärft, 
v.a. all das, wie Winfried 
Wolf es gestern Abend 
eindringlich beschrieben 
hat, was die eigenen im- 
perialistischen Interessen 
der BRD und EU betrifft. 

Insgesamt sind wir in 
einer Situation, in der der 
Fortbestand kapitalisti- 
scher Herrschaft gesichert werden soll durch 
eine Militärmaschinerie noch nie da gewese- 
nen Ausmaßes. Die Rückkehr des Militäri- 
schen als Primat der Politik plus atomare 
Kriegsführung 

Das Exempel, das die Herrschenden an den 
Gefangenen aus derRAF exerzieren, muss ge- 
nauso wie der G8 Gipfel in Heiligendamm 
2007 delegitimiert werden 

Mit militantem Optimismus gegen Resi- 
gnation und Fatalität. 


Zusammenfassung der 
Aktivitäten zum Tag der poli- 
tischen Gefangenen 2006 


Auch dieses Jahr gab es in der BRD ver- 
schiedene Veranstaltungen, Demonstratio- 
nen und Kundgebungen zum 18.März, dem 
Tag der politischen Gefangenen. Neben 
Berlin fanden in Potsdam, München, Stutt- 
gart, Nürnberg und Trier und weiteren 
Städten Aktionen statt. Hier ein kleiner 
Überblick über die gelaufene Aktionen und 
die Bedeutung des 18. März. 


Zur Bedeutung des 18. März, dem Tag 
der politischen Gefangenen 

Am 18. März 1848 war es TagelöhnerInnen, 
Obdachlosen, ArbeiterInnen und rebellischen 
Frauen gelungen, die preußische Armee aus 
Berlin zu vertreiben. Die versuchte proletari- 
sche Revolution wurde aber brutal niederge- 
schlagen. 

Am 18. März 1871 bewaffnete sich das Pa- 
riser Proletariat, verjagte die französische 
bourgeoise Herrschaft und errichtete die Pari- 
ser Kommune. 

1923 nahm die Internationale Rote Hilfe die- 
sen historischen Bezug zum Anlass, den in- 
ternationalen Tag der Hilfe für die politischen 
Gefangenen auszurufen, bis der Faschismus 
diese Tradition beendet hatte. Seit 1996 wird 
dieser Tag wieder bundesweit begangen. Am 
18. März fand er zum zehnten Mal als Akti- 
onstag für die Freiheit der politischen Gefan- 
genen in der BRD und weltweit statt. 


Berlin: Für die Freiheit der 
politischen Gefangenen und gegen 
imperialistischen Krieg 


Die größte Aktion zum Tag der politischen 
Gefangenen fand in Berlin-Kreuzberg statt. 
1000 Menschen versammelten sich um 15 
Uhr am Mehringdamm unter dem Motto „wi- 
derstand gegen Krieg, Besatzung, Ausbeu- 
tung und Repression - Freiheit für alle poli- 
tischen Gefangenen‘. Friedensgruppen und 
Autonome und internationalistische Initiati- 
ven hatten den Tag der politischen Gefange- 
nen mit dem vom Weltsozialforum ausgeru- 
fenen „internationalen Aktionstag gegen den 
Irak-Krieg“ zusammengelegt und eine ge- 
meinsame Demonstration in Berlin-Kreuz- 
berg vorbereitet. Das vertretene Spektrum 
reichte von Linkspartei/[WASG und ATTAC- 
Anhängern über die trotzkistische Gruppe 
Linksruck, die DKP, viele Migrantenorgani- 
sationen aus der Türkei und dem Nahen Osten 
bis hin zu Autonomen, internationalistischen 
und anarchistischen Gruppen. 

Unter Parolen wie „Freiheit für alle politi- 
schen Gefangenen“ und „Hoch die interna- 
tionale Solidarität“ zog der bunt gemischte 
Demonstrationszzug vom Mehringdamm 
durch den Berliner Migrantenkiez Kreuzberg 


zum Heinrichplatz. Am Südstern kam es zwi- 
schenzeitlich zu brutalen Prügelorgien der 
Berliner Polizei. Schlagstöcke und Pfeffer- 
spray wurden massiv gegen Linkspartei- 
Rentner und muslimische Frauen eingesetzt. 
Es gab mehrere Festnahmen, verhaftete Mi- 
granten wurden vor den Augen der Demon- 
stration von der Polizei massiv mit Schlag- 
stöcken und Tritten gegen den Kopf mis- 
shandelt. Es gab mehrere Festnahmen. Am 
Heinrichsplatz endete die Demo mit einer Ab- 
schlusskundgebung, auf der verschiedene 
Redner die drohende Krieggefahr gegen den 
Iran und die Situation der politischen Ge- 
fangenen thematisierten. In Mehringhoffand 
am Freitag und Samstag; vor der Demo eine 
vom Bündnis 18.März (www. 18maerz06.tk) 
organisierte „internationalistische Konfe- 
renz“ zum Thema Krieg und politische Ge- 
fangenenschaft statt. Am Freitag stand das 
Thema Krieg und Besatzung im Vordergrund, 
Teilnehmer aus Palästina, Irak, Kolumbien, 
Türkei/Kurdistan und der BRD berichteten 
von der Situation in ihren Ländern. Am 
Samstag ging es dann hauptsächlich um „po- 
litische Gefangene“. Es gab Referate zur Si- 
tuation der politischen Gefangenen in der 
Türkei, dem Baskenland und Nordirland. Ein 
Vertreter der Migrantenorganisation „Platta- 
forma“ thematisierte die deutsche Abschie- 
bepraxis und die Konstruktion der „Festung 
Europa“, und eine ehemalige Gefangene aus 
der Roten Armee Fraktion zog die Verbin- 
dung zwischen der NATO-Politik der 70er und 
80er und der heutigen militärischen Offensi- 
ve gegen den „Terror“. Am Ende zog die Grup- 
pe Internationale Solidarität Magdeburg Bi- 
lanz und stellt mit dem „Netzwerk für poli- 
tische Gefangenen“ ein neues Projekt vor. Mit 
ca. 150 Teilnehmern war die Konferenz an 
beiden Tagen gut besucht. 


Potsdam: Don't let the System get 
yout Down 
Auch in Potsdam fand eine Demo zum Tag 


der politischen Gefangenen statt. Antifa- 
Gruppen hatten bundesweit unter dem Mot- 
to „Don’t let the System get you down! Auf- 
gerufen, um die gewachsene Repression ge- 
gen Antifa-Zusammenhänge im letzten Jahr 
zu thematisieren. Vor allem die Repressions- 
fälle in Potsdam (Julia), Frankfurt/Oder und 
Berlin (Christian) und Stockholm (Patrick und 
Fabian) wurden thematisiert. Auch das 
$129a-Verfahren in Magdeburg wurde er- 
wähnt. Ungefähr 800 Leute beteiligten sich 
an der Demonstration. Neben der Kriminali- 
sierung linker politischer AktivistInnen wur- 
de auch der schleichende Grundrechteabbau, 
die Verschärfung der sozialen Situation und 
die architektonischen Verbrechen der Pots- 
damer Stadtplanung thematisiert. Dass so 
viele Leute zu einer dezidiert linksradikalen 
Aktion für die politische Gefangenen zu- 
sammen kamen, ist positiv, auch dass alle 
Flügel des Antifa-Spektrum bis hin zu Ant- 
ideutschen beteiligt waren, zeigt, dass eine 
punktuelle Zusammenarbeit noch immer 
möglich ist. Ledigich dass die 
kurdischen/türkischen GenossInnen in den 
deutschen Gefängnissen , die über 80% der 
politischen Gefangenen in BRD ausmachen, 
mit keinem Wort erwähnt wurden, zeigt eine 
gewisse Zentriertheit auf die eigene Szene 
und den eigenen Teller. Bis auf einige Ran- 
geleien mit der Polizei und Pfefferspray-Ein- 
satz in den ersten Reihen verlief diese Ver- 
anstaltung friedlich. 


München: Fahrraddemo zum Polizei- 
präsidium 

In München beteiligten sich ca. 100 Men- 
schen an einer Fahrraddemo für die Freiheit 
der politische Gefangenen, die im Anschluss 
an eine Kundgebung zum ebenfalls am 18.3. 
stattfindenden Aktionstag gegen Krieg statt- 
fand. Vor verschiedenen ausgewählten Orten 
wie dem Polizeipräsidium, dem Innenmini- 
sterium und der Europäischen Vertretung 
wurde Protest gegen Grundrechtsabbau und 
politische Repression kundgetan. 


Nürnberg: Farbeier auf Knast 


In Nürnberg wurde in der Nacht vom 17. 
auf den 18.3. ein Knast am Rande des lin- 
ken Stadtviertels Gostenhofs von mehreren 
Vermummten mit Farbeiern angegriffen: 


Stuttgart: Kundgebung vor Knast 
Stammheim 

In Stuttgart fand vor dem für die RAF-Ge- 
fangenen errichteten Beton-Denkmal, dem 
Hochsicherheitsknast Stuttgart-Stammheim, 
in dem am 18. Oktober 1977 die Gefangenen 
aus der Roten Armee Fraktion unter unge- 
klärten Umständen zu Tode kamen, auch ei- 
ne Kundgebung zum Tag der politischen Ge- 
fangenen statt. Ungefähr 50 Menschen be- 
teiligten sich daran. In den Redebeiträgen 
ging es zum einen um die Situation der Ge- 
fangenen, zum anderen zu der zunehmenden 
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Repression, die linke Gruppen zurzeit ertra- 
gen müssen. 


Trier:Transparentaktion 


In Trier gab es eine Transparent- und Flug- 
blattaktion zum Tag der politischen Gefan- 
genen mit der Folter, Entrechtung und La- 
gerhaft thematisiert wurden. 

Rote Hilfe e. V. Ortsgruppe Berlin 


Postkartenaktion 
der Roten Hilfe e.V. für die 


Solidarität mit den 
politischen Gefangenen 


Die Rote Hilfe Ortsgruppe Berlin startet an- 
lässlich des ... „Tags der politischen Gefan- 
genen“ eine Solidaritäts-Postkartenaktion. 
Ziel der Kampagne ist es, die politischen Ge- 
fangenen in unser Bewusstsein zu holen bzw. 
dort zu halten und den Inhaftierten zu zei- 
gen, dass sie nicht alleine sind. 

Wir haben als Startpunkt der Kampagne 
den 18.März gewählt, weil dieser als „Tag der 
politischen Gefangenen“ für eine lange Tra- 
dition der Solidarität steht. Schon 1923 wur- 
de der 18.März, der als Tag der Pariser Com- 
mune bekannt war, von der Roten Hilfe zum 
„Internationalen Tag der Hilfe für die politi- 
schen Gefangenen“ erklärt. Diese geschicht- 
lichen Bezüge haben wir mit anderen Grup- 
pen wieder aufgegriffen und setzen sie seit 
nunmehr 10 Jahren fort. 

Beginnen werden wir die Kampagne mit 
Postkarten an die Gefangenen aus der RAF. 
Zum einen, weil die noch immer in Haft sit- 
zenden Christian Klar, Brigitte Mohnhaupt, 
Eva Haule und Birgit Hogefeld 13-24 Jahre 
nach ihrer Verhaftung und 8 Jahre nach der 
Auflösung der RAF Gefahr laufen, in Ver- 
gessenheit zu geraten. Und andererseits, weil 
es gerade Beugehaftverfahren gegen Eva 
Haule und Birgit Hogefeld gab. Die Bundes- 
anwaltschaft hat die Ermittlung in Fällen 
wieder aufgenommen, für die die beiden 
schon verurteilt wurden. Jetzt wird gegen Un- 
bekannt ermittelt, und die BAW versucht, ih- 
re Aussagen zu bekommen. Da Eva Haule und 
Birgit Hogefeld in den Anhörungen ge- 
schwiegen haben, hat der Bundesgerichtshof 
Beugehaft angeordnet, die sie zusätzlich zu 
ihren Haftstrafen absitzen müssen. 

Im Weiteren wird der Kreis der Gefange- 
nen, deren Adressen die Ortsgruppe Berlin be- 
reit hält, so groß wie möglich gezogen und 
durch das Anschreiben von politischen Ge- 
fangenen in anderen Ländern unsere inter- 
nationale Solidarität zum Ausdruck gebracht. 
Die Berliner Ortsgruppe freut sich über Vor- 
schläge, wenn möglich mit Adresse, kurzem 
Text zu den Bewegungen, aus denen die Ge- 
fangenen kommen, und zur Haftsituation, 
sammelt diese und hält sie bereit. 

Die Postkarten, Adressen und zugehörigen 
Informationen sind bei der Roten Hilfe Orts- 
gruppe Berlin (c/o Lunteladen, Weisestr. 53, 
12049 Berlin; berlin@rote-hilfe.de) erhält- 
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lich. 

Daniel Majer von der Roten Hilfe Orts- 
gruppe Berlin sagte zur Eröffnung der Kam- 
pagne: „Es istschlimm, dass ein Staat wie die 
BRD es nötig zu haben scheint, Menschen 
aufgrund ihres Protestes gegen dieses System 
hinter Mauern zu stecken. Da ist es wichtig, 
dass wir Linken diese Menschen nicht ver- 
gessen und dies auch zeigen.“ 


„Der Kampf für die Freiheit 
der revolutionären Gefange- 
nen ist eine Notwendigkeit 
für alle ... 


... die für sich in Anspruch nehmen, Teil des 
antiimperialistischen, antikapitalistischen 
Kampfes zu sein!“ 

Dies ist ein Zitat von Jo@lle Aubron, ehe- 
maliges Mitglied der Guerilla-Gruppe Ac- 
tion Directe, die nach fast 17-jähriger Son- 
der- und Isolationshaft in Frankreich nur 
deshalb rausgekommen ist, weil der fran- 
zösische Staat hinter Gittern verstorbene 
tote Revolutionärlnnen fürchtet. Für adä- 
quate medizinische Behandlung war es zu 
spät, sie starb am 1. März. Bis zu letzt hat 
sie gegen Krebs und für die Freilassung re- 
volutionärer Gefangener gekämpft. 

Heute, am 18. März, während wir hier den 
Tag des revolutionären Gefangenen und 
den Widerstand gegen imperialistischen 
Krieg zusammen auf die Straße tragen, ver- 
sammeln sich in Paris GenossInnen aus ver- 
schiedenen Ländern an der Friedhofsmau- 
er, an der am 18.3. 1871 die Kommunard- 
Innen von Paris hingerichtet wurden und 
heute begraben sind. Sie nehmen Abschied 
von Joälle und fordern mit Nachdruck die 
Freilassung gefangener GenossInnen. 

Joälles Worte haben um so größere Be- 
deutung, als der Imperialismus außer Krieg 
und Verelendung nichts mehr zu bieten hat. 
Die kriegerischen Aggressionen gegen In- 
nen richten sich auch gegen revolutionäre 
Gefangene weltweit. 

Mit großer Sorge und vor allem viel Wut 
erkennen wir, dass sich diese Angriffe spezi- 
ell gegen all jene Gefangene richten, die seit 
Jahrzehnten als Ungebrocheneg, ihrer Identität 
entsprechend, nach wie vor Widerstand lei- 
sten. Sei dies in Frankreich, Italien, spani- 
schen Staat, der Schweiz, Deutschland, Tür- 
kei, Palästina und weltweit!! 

So bleiben in Frankreich wie im spani- 
schen Staat die Knasttore für sie verschlos- 
sen, obwohl sie die von der bürgerlichen 
Klassenjustiz verhängte Strafe längst abge- 
sessen haben. 

Dies trifft nicht nur die schwerstkranken 
Mitglieder von Action Directe, sondern 
auch den kommunistischen Revolutionär 
aus dem Libanon, George Ibrahim Abdal- 
lah. Er wäre seit 7 Jahren befreibar. „Sie 
hätten weder bereut, noch abgeschworen, 
würden sich nach wie vor politisch verhal- 
ten und seien damit für die Freilassung zu 
gefährlich,“ lautet die Begründung der 


Klassenjustiz! Immer wieder werden gegen 
sie Sondermaßnahmen umgesetzt. 

Frankreich scheut auch nicht davor 
zurück, spanische und baskische politische 
Gefangene nach der Verbüßung ihrer Stra- 
fe an die Folterknechte des spanischen 
Staates auszuliefern, wenn offiziell dazu 
gar kein Haftgrund besteht! 

Auch in der Türkei werden politische Ge- 
fangene, die bereits in den F-Typ-Gefäng- 
nissen (sprich Iso-Knästen) nach wie vor 
Widerstand leisten, mit neuen Sondermaß- 
nahmen angegriffen. 

In Deutschland verhält es sich nicht an- 
ders. Auch hier sitzen immer noch Gefan- 
gene aus der RAF im Knast und zwar seit 
1982! Auch sie müssen raus! 

Und, vergessen wir nicht die jungen Mi- 
litanten der baskischen Jugendorganisati- 
on SEGI, die in Frankreich nur deshalb in- 
haftiert sind, weil sie der spanische Staat 
auf die Liste des neuen Europäischen Haft- 
befehls setzen ließ! 

Auch Italien steht in dieser Entwicklung 
nicht abseits: Die Gefangenen der Brigate 
Rosse, welchen vor kurzem der Prozess ge- 
macht worden ist, sind in spezielle Hochsi- 
cherheitsknäste verlegt worden. Der bis an- 
hin nur für oberste Mafiabosse angewen- 
dete berühmt berüchtigte Isolationsartikel 
41bis wurde auf sog. Terrorismus erweitert. 
Der Artikel ist zeitlich unbeschränkt. Nur 
wer sich von seiner Geschichte und Iden- 
tität lossagt, hat jemals eine Chance, aus 
dieser Art von totem Trakt herauszukom- 
men! 

Eine starke, entschlossene und auch in- 
ternational getragene Mobilisierung konn- 
te im letzten Jahr einen Angriff erfolgreich 
zurück schlagen! 

Dank einer neuen Verordnung sollten die 
revolutionären Gefangenen in Biella (alle 
seit Jahrzehnten als Lebenslängliche im 
Knast) nur noch ein Buch pro Zelle be- 
kommen. Alles andere, Korrespondenz, 
Bücher, Notizen, Fotos wurde ihnen weg- 
genommen. Der Schlag ins Wasser zeigt: 
Widerstand lohntsich und: Solidaritätkann 
eine wirksame Waffe sein nutzen wir sie, 
und: 

Unterstützen und verbinden wir interna- 
tional die Mobilisierungen und Kämpfe für 
und mit unseren gefangenen GenossInnen, 
ob in der Türkei, Palästina, spanischen 
Staat, Frankreich, Italien, Deutschland oder 
der Schweiz. Die Gründe, welche sie zum 
Kampf geführt haben, sind aktueller denn 
je; ihre Ungebrochenheit ist nicht nur le- 
bendige Verbindung zur Geschichte revo- 
lutionärer Klassenkämpfe, sie ist gleichzei- 
tig Kontinuität und damit Teil einer revo- 
lutionären Perspektive! 

Ganz im Sinne von Joßlles Zitat schließen 
wir mit einer hoch aktuellen Parole der Pa- 
riser KommunardInnen: 

FRIEDE DEN HÜTTEN - KRIEG DEN PLÄSTEN 
FREIHEIT FÜR ALLE POLITISCHEN GEFANGENEN 
HOCH DIE INTERNATIONALE SOLIDARITÄT 
Redebeitrag der Kommission für eine Rote 
Hilfe International am 18.3. in Berlin 


Hommage für Joelle 


Gisel Dutzi 


es ist sehr, sehr traurig, dass joelle nicht 
mehr bei uns ist. 

es ist zu früh, dass sie gehen musste. wir 
hätten gerne mit ihr noch mehr gelacht, uns 
zusammen gefreut, geschimpft, diskutiert 
und gestritten. 

es macht uns wütend, dass sie erst aus 
dem knast rausgelassen wurde, nachdem 
klar war, dass sie eine tödliche krankheit 
hat, und es macht uns wütend, dass natha- 
lie, george, jean-marc, christian, brigitte, 
eva und alle anderen noch immer im knast 
sind. 

in der brd konnten wir ende der 80er jah- 
re, anfang der 90er jahre sehen, dass viele 
gefangene, die lange zeit in isolationshaft 
gefangengehalten wurden, nach den vielen 
jahren knast krank wurden. 

das system von isolation, entzug von al- 
lem, was ein mensch zum leben braucht, 
erzeugt dauerstress, und der ist zerstöre- 
risch, physisch und psychisch. 

joelle war eine sehr starke frau. sie hat 
gekämpft, klar und entschieden, draussen 
und im knast, und hat sich nicht in dem, 
was sie will, unterkriegen oder brechen las- 
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sen. 

ihre lebendigkeit und ihr humor war in 
allem ihrem politischen tun mit dabei. 

ein teil ihrer politischen geschichte ist der 
mit der rafund den gefangenen aus der raf. 

unsere gemeinsame geschichte. 

und die fängt vo r der gemeinsamen po- 
litischen strategie und taktik an. 

über die wurde viel diskutiert, gestritten 
und kritisiert, sicherlich. Nur sollten wir uns 
bei alldem bewusst machen, dass die gren- 
zen der staaten, der nationen nicht unsere 
sind. sie sind über jahrhunderte konstru- 
ierte gebilde, was haben sie mit uns zu tun? 
sie sollen uns trennen. 

und ein revolutionärer prozess auf ein 
land bezogen ist zu dem, was wir wollten, 
von anfang an ein widerspruch und war 
weder das ding von action directe noch un- 


seres, der raf. 

sobald wir hörten, dass es in 
frankreich eine revolutionäre 
gruppe, action directe, gab, 
schauten wir dahin. und wenn 
es von unseren kräften her 
möglich gewesen wäre, so hät- 
ten wir anfang der 80er jahre 
viel früher eine verbindung 
aufgenommen. 

wie joelle mir von ihrer seite 
erzählte, haben sie auch schon 
lange vorher auf die entwick- 
lung in der brd geschaut, und 
es war ihnen wichtig, was die raf macht. 

gefallen hat ihnen nicht in den späten 
70er jahren die immer stärkere konzentra- 
tion auf die freilassung der gefangenen der 
raf. und gefallen hat ihnen nicht, wie Joel- 
le mir sagte, dass in den späten 70ern zu 
wenig berücksichtigt wurde, dass nicht al- 
le auf dem hohen niveau der guerilla agie- 
ren können. 

dies änderte sich, als wir auch umüber- 
legten und die strategie veränderten, die im 
konzept der antitimperialistischen front, im 
„mai-papier“, in der vorstellung eine front 
in westeueropa zum ausdruck kam. 

dieses nahmen die genossInnen 
aus action directe sehr aufmerk- 
sam zur kenntnis. 

als dieser prozess des zusam- 
menkommens beider guerialla- 
gruppen konkret wurde, war ich 
selber schon im knast. 

und ich war überrascht, wie 
schnell das ging, als 1985, zwei 
jahre nach meiner festnahme, die 
zusammenarbeit öffentlich wur- 
de in einer erklärung beider gue- 
rillagruppen. 

das weitere ist bekannt. 

was ich über den inneren pro- 
zess der beiden gruppen weiss, ist, 
dass es auch sehr nahe, liebevol- 
le beziehungen waren, in denen 
gerade in harten zeiten von fest- 
nahmen, verhaftungen persönliche, mora- 
lische und politische unterstützung einan- 
der gegeben wurde. 

im gefängnis wirkte sich diese nähe 
natürlich auch aus. wir machten mehrere 
solidaritätshungerstreiks, wenn die gefan- 
genen aus ad im hungerstreik waren. 

und 89 in unserem 10. grossen hunger- 
streik beteiligten sich auch die gefangenen 
aus action directe. 

zu der zeit war aber schon ein umbruch- 
prozess bei uns in diskussion, der auf die 
einstellung des bewaffneten kampfes hin- 
auslief. dessen vermittlung war durch die 
bedingungen im knast aber nur schwer 
möglich und wurde aber auch nicht inten- 
sivst von uns versucht, um die gefangenen 
aus action directe einzubeziehen. 

aus dem wenigen, was an kommunikati- 


on lief, konnten sie trotzdem eine richtung 
erkennen und machten sich grosse sorgen 
um die politische entwicklung bei uns, ge- 
rade joelle und jean-marc. 

schliesslich verlief die kommunikation 
völlig im sande. 

der prozess, der einmal sehr produktiv 
war, war abgebrochen. 

das ist auch ein teil der geschichte raf, ge- 
fangene - action directe, gefangene. 

als wir uns später trafen, joelle draussen 
war, war die zeit mit joelle zu kurz für ei- 
ne genauere diskussion darüber, und sie 
und wir waren mehr damit beschäftigt, was 
wirtun können, damit die anderen, dienoch 
im knast sind, rauskommen. 

joelle am telefon und am computer, mit 
allen kommunizierend, um zusammenzu- 
bringen, um zu agieren, dass der freilas- 
sungsprozess der andern im knast voran- 
getrieben wird, das ist wohl das bild, das 
viele gesehen haben, die sie besucht haben. 

dazwischen wurde geredet, musik gehört, 


Was von meiner Genossin 
Joelle Aubron im Gedächt- 
nis bleiben muss 

Von Nathalie für Joölle 


Ihre Empfindsamkeit als Kommunistin 

Die Richtigkeit in ihrem Kampf 

Die Einfachheit ihres Mutes 

Die Kraft ihrer revolutionären Über- 
zeugungen 

Ihre kämpferische Menschlichkeit 

Ihre Liebe zu Leben 

Ihre Freiheitsliebe 

Ihr Lachen, laut und klar, das in unse- 
ren Ohren wie die Hoffnung ei- 
ner 
proletarischen Welt klingt 

Ruhm und Ehre für Joelle 

Auf dass Dein Name für immer in 
unseren Herzen blüht 

Für die Kontinuität des Kampfes 


Nathalie Menigon Gefangene aus 
Action Directe 
4. März 2006 


bilder gezeigt - joelle immer in bewegung, 
in aktion; bis auf die ruhepausen, die die 
krankheit ihr abgezwungen hat. 

aber in dieser lebendigkeit und in ihrer 
stärke, sich von nichts unterkriegen zu las- 
sen, werden wir sie in erinnerung behalten! 
gisel dutzi, ehemaliges mitglied der raf, am 
18.3. in Paris 


Christel Fröhlich 


Jo@lle isttotund ich glaube, dass man durch 
Trost weder Mut noch Hoffnung macht. 

Ernst Bloch hat einmal gesagt, dass die 
moralische Überlegenheit des Kommunis- 
mus darin besteht, dass er für den Einzel- 
nen keine Hoffnung hat. Er verspricht kei- 
ne Erlösung, er ist ganz diesseitig. 

Bertolt Brecht wusste davon, er schreibt 
in einem Gedicht: 

Laßt euch nicht verführen ! 

Es gibt keine Wiederkehr. 

Der Tag steht in den Türen: 

Ihr könnt schon Nachtwind spüren 

Es kommt kein Morgen mehr 

Also, wenn die sozialen, ökonomischen 
Probleme einmal gelöst sind, dann bleibt 
die Tragödie des Menschen, und der Tod ist 
ein Teil dieser Tragödie. 

Was uns bleibt, ist die Erinnerung und die 
gemeinsame dritte Sache, der Kampf für ei- 
ne sozial-gerechte Gesellschaft - weltweit. 
Denn der Kommunismus bleibt ein 
Menschheitstraum, an dessen Erfüllung ei- 
ne Generation nach der anderen arbeiten 
wird. 

Zu ihrer Geschichte als Militante von Ac- 
tion Directe werden ihre GenossInnen re- 
den. 

Ich möchte einige Erinnerungssplitter 
beitragen. 

Unsere erste Begegnung im Sportsaal des 
Gefängnisses im Gefängnis Fleury Merogis. 
Ich sehe eine junge Frau mit wunderschö- 
nen rötlich braunen Haaren auf mich zu- 
kommen. Wir versuchen in allen möglichen 
Sprachen: englisch, deutsch, spanisch zu 
reden, da mein Französisch noch recht dürf- 
tig ist. 

Dann das Bild von Joälle 
beim Karate: kräftige und 
doch harmonische Bewe- 
gungen. Ich bin voller Be- 
wunderung. 

Und weiter: unsere regel- 
mäßigen Treffen in der Bi- 
bliothek. Manchmal f 
wünschte ich mir, sie wür- 
de etwas langsamer reden. 
Aber da war nichts zu ma- 
chen, und langsam ge- 
wöhnte ich mich an die 
Schnelligkeit und Sprung- 
haftigkeit ihrer Gedanken. 
An erster Stelle standen im- 
mer ihre GenossInnen und 
in dieser Zeit besonders der 
Gesundheitszustand von 
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Nathalie. 

Ein neues Bild: Joelle, wie sie aus dem 
Zug steigt. Aufgrund der Chemotherapie 
hat sie keine Haare mehr. Ich erschrecke, 
aber die Natürlichkeit und das Selbstbe- 
wusstsein, das sie in dieser Situation zeigt, 
lässt mein Erschrecken verblassen. Schon 
nach wenigen Minuten sind wir wieder in 
der angeregtesten Diskussion, so als hätten 
wir uns erst gestern gesehen. 

Wir sitzen im Cafe, sie erzählt von sich, 
ihrer Krankheit mit viel Selbstironie und 
Humor, nur unterbrochen von ihrem le- 
bensfrohem Lachen. Ich sagte ihr, wie sehr 
mich ihr Mut und ihrer Entschiedenheit be- 
eindrucken. 

Dann können wir nur noch telefonieren. 
Ihre Stimme und ihr Lachen klingen mir 
noch im Ohr. 

Einmal schickte mir Jo@lle eine von ihr 
zusammengestellte Musikkassette. Sie gab 
ihr den Titel: Pour la vie, pour l’amite, pour 
l’avenir. 

Auf der Kassette gibt es ein Chanson mit 
dem Titel „mon fils chante“ gesungen von 
Juliette Greco, das ich ihr widmen möchte. 


Mon fils chante 

Pour ceux qui entrent dans la danse 
Au nom de la grande esperance 
Au mepris de leur vie 

Mon fils chante 

Pour ceux qui luttent pour la vie 
Sans autre arme que leur vie 
Pour qu’ils vivent longtemps 

Mon fils chante 

Pour ceux qui combattent la nuit 
Pour le jour oü le soleil luira pour 
Tous le hommes 


Mon fils chante 

Pour ceux qui meurent en chemise 
A l’aube du temps des cerises 
Sous les yeux des fusils 

Mon fils chante 


Mon fils et toi le fils 

Qui naitra de mon fils 
Tant que meurt la liberte 
Pour que la liberte 


Vive dans le monde entier 

Mon fils 

Il faut chanter 

Pour ceux qui poussent sans espoir 
La porte etroite de l’histoire 

Au nom de l’ideal 

Mon fils chante 

Pour ceux qu’on traine dans le noir 
Sur le sol du dernier couloir 

Des chambres de torture 

Mon fils chante 

Pour ceux qui ne verront jamais 
Plus le soleil rouge de mai 


Sur le port du Piree 

Mon fils chante 

Pour ceux qui jusque dans la mort 
Ont la force de vivre encore 

Pour ceux qui vont vivre 

Mon fils chante 


Mon fils et toi mon fils 

Qui naitra de mon fils 

Tant que meurt la liberte 

Pour que la liberte 

Vive dans le monde entier 

Mon fils il faut chanter 

Jo&@lle ‚chere amie et camerade, tu me man- 
ques terriblement. 


Christel 


Freilassung der Gefangenen von Action Di- 
recte! 
Freiheit für alle politischen Gefangenen! 


Zwei GenossInnen und 
Freundinnen aus der BRD 


Joälle ist tot und wir sind hier, weil wir viel 
mit ihr verbinden - weil uns viel mit ihr 
verbunden hat. 

Ich habe sehr lange hin und her überlegt, 
wasich heute sagen will. Ich mag keine Hel- 
denreden - und aus Jo&lle eine Ikone zu ma- 
chen, würde bedeuten, sie von uns zu ent- 
fernen. Sie war uns aber nah. Sie war eine 
lebendige, starke und entschlossene Frau, 
die tat, was sie für richtig 
hielt. 

Unser Verhältnis zu 
Joelle war zunächst ein 
politisches und wurde 
über die Jahre und über 
zunehmende persönliche 
Begegnungen zu einer na- 
hen und vertrauten Bezie- 
hung. 

Viele Bildertauchen vor 
mir auf 

- von den letzten Tagen, 
als ich nur noch versu- 
chen konnte zu erspüren, 
was ihr gut tat. 

- von Gesprächen in 
ihrem Zimmer am 
Schreibtisch, wenn stän- 
dig das Telefon klingelte 


und sie alles gleichzeitig erledigen wollte - 
quirlig und voller Elan 

- von ihrer Lust, Fotografieren zu lernen, 
als ihre Hände ihr das Malen nicht mehr er- 
laubten. 

- von Diskussionen, was wir tun können, 
was sie tun kann, damit Nathalie, Jean- 
Marc und Georges raus kommen ... 

Nationale Grenzen waren nie unsere 
Grenzen - auch in der 80 er Jahren nicht. 
Was uns verbunden hat, waren ähnliche 
Vorstellungen davon, wie wir den revolu- 
tionären Prozess voran bringen können. 

Unser Verständnis von Internationalis- 
mus heißt, zusammen zu kämpfen - und 
wenn die GenossInnen im Knast sind, dafür, 
dass sie raus kommen. Unsere ersten Kon- 
takte zu Jo@lle und den Gefangenen aus AD 
hatten wir 1989 während des Hunger- 
streiks, der zeitgleich mit dem Hungerstreik 
der Gefangenen aus der RAF in der BRD ge- 
führt wurde. 

Es dauerte Jahre, bis zu den Kontakten 
über Briefe Besuche im Knast hinzu kamen 
- bis wir einander auch persönlich kennen 
lernten. Diese Möglichkeit wurde erkämpft 
- in einem weiteren Hungerstreik und der 
Mobilisierung draußen. 

Wir haben in Jo&lle eine Entschlossenheit 
gefunden, die selten ist. Sie stand immer 
wieder auf, sie gab nie eine Situation ver- 
loren. Sie versuchte immer wieder, Situa- 
tionen von Grund auf zu erfassen, zu be- 
greifen, zu analysieren. 

Das war politisch so, das war persönlich 
so. 

Die Erfahrungen und Ansätze aus der Zeit 
der Guerilla waren in ihr lebendig - nicht 
als etwas Starres, um daran festzuhalten 
(was der Knast versucht aufzuzwingen). Sie 
trug diese Erfahrungen in sich und ver- 
suchte, an sie anzuknüpfen, sie weiter zu 
entwickeln. 

Die Zeit draußen reichte für sie nicht aus, 
um diese Erfahrungen in den heutigen Be- 
wegungen lebendig werden zu lassen. Da- 
zu hatte sie keine Chance mehr. Ihr Kampf 
in den letzten Jahren galt der Freiheit der 
gefangenen Genossinnen Jean Marc, Nat- 
halie und Georges, und sie führte ihn ge- 
gen die Krankheit. Sie sorgte sich um die 
anderen mehr als um sich selbst. 

Wir hätten so gerne noch viel mehr mit- 
einander erlebt und geteilt. Und unsere ge- 
meinsame Woche zum Jahreswechsel 
konnten wir nicht am Meer verbringen, 
sondern im Krankenhaus. ... die Zeit war so 
kurz ... 

Joälle lebt noch in unserer Vorstellung. 
Es ist uns noch ganz fremd und unbegreif- 
lich, dass wir nicht mehr mit ihr werden re- 
den, streiten, lachen können. 

Joelle fehlt uns mit ihrer Art zu sein. 


Rolf Heißler 


erst ein knappes halbes jahr nach joelles er- 
kämpfter freilassung haben wir uns per- 
sönlich kennen gelernt. 


joelle hatte es so bestimmt, sie wollte, dass 
es ihr besser ging, um für auseinanderset- 
zung und diskussion offen und fit zu sein. 

und nach ein paar tagen zum abschied 
entschuldigte sie sich, ich hätte sicher mehr 
erwartet. 


dabei hatte ich gar nicht mehr erwartet. 

ich traf eine genossin 

- die sich wie alle ehemaligen gefange- 
nen mit vielen knastjahren unter den ver- 
änderten gesellschaftlichen verhältnissen 
zurechtfinden musste 

- die auf grund des im knast aufgestau- 
ten und ihres ideenreichtums von einem 
thema zum nächsten sprang, zusätzlich un- 
terbrochen durch die ständigen telefonate 

- die den widerspruch, nathalie, jean- 
marc, georges weiter im knast und sie trotz 
aller restriktionen draußen, kaum aushielt 
und alles ihr mögliche zu tun versuchte, ihn 
aufzuheben. 

auch hatte mir joelle von der zusam- 
menarbeit zwischen ad und raf erzählt, von 
der ich wegen meiner gefangenschaft nur 
begrenzt wusste. 

aber trotzdem gab es grenzen, grenzen, 
die ihre erkrankung setzte und die sie voll- 
er lebensmut und mit aller leidenschaft 
durchbrach und bis zum ende zu durch- 
brechen versuchte. 

in der folgezeit kam ich immer wieder zu 
joelle, meist nach linant, wo sie bei ihren 
eltern wohnte. und joelle organisierte häu- 
fig voller freude das wunderschöne zusam- 
men essen gehen. trotz ihrer erkrankung 
fand sie die kraft, zusammen nach auxerre 
zu gehen, wo joelle uns in der kathedrale 
die krypta aus dem 11.jahrhundert zeigen 
und selbst die freigelegten mosaike sehen 
wollte. wir waren gemeinsam auch an der 
erinnerungsstätte des deportationslagers in 
drancy. 

ein problem zwischen uns war die spra- 
che. wenn es joelle nicht so gut ging, war 
es für sie eine große anstrengung, deutsch 
zu reden. aber auch das lösten wir, joelle 
textete mich auf französisch zu und ich 
konnte zumindest erahnen, wovon sie 
sprach. 

mit der zeit hatte sich eine vertrauens- 
volle beziehung zwischen uns entwickelt. 

das letzte mal sah ich sie am 1.1. in au- 
xerre, eigentlich wollten wir die feiertage 
und auch das neue jahr zusammen erleben, 
schön essen, doch ihr körper hat nicht mehr 
mitgemacht. zwei wochen später fuhr ich 
nach azania, anfang februar rief ich sie 
noch einmal von cape town aus an. 

leben ist nicht unendlich. joelle hat 
gekämpft, solange sie konnte, für die be- 
freiung von nathalie, jean-marc, georges 
und der politischen gefangenen weltweit 
und global für eine freie, gerechte gesell- 
schaft ohne ausbeutung und unter- 
drückung. deswegen wird sie unvergessen 
bleiben. und wir können froh sein, zusam- 
men mit ihr gekämpft zu haben. 
rolf heißler, ehemaliges mitglied der raf, 
Beitrag am 18.3. 


Verfahren gegen 
Sabine Callsen ein- 
gestellt 


Ende letzten Jahres wurde der Haftbefehl 
gegen Sabine Callsen aufgehoben und das 
Ermittlungsverfahren eingestellt. Die Ham- 
burger Staatsanwaltschaft sah keinen hin- 
reichenden Tatverdacht. 

Seit 1985 bestand gegen Sabine ein Haft- 
befehl. Vorgeworfen wurde ihr die Mit- 
gliedschaft in einer terroristischen Vereini- 
gung und die Beteiligung an einem Spreng- 
stoffanschlag gegen ein Hamburger Unter- 
nehmen, das an der Entwicklung der NA- 
TO-Fregatte 90 mitwirkte. 

Im März 2003 war Sabine nach langjähri- 
gem Exil mit ihren Kindern aus dem Liba- 
non in die BRD zurückgekommen. Damals 
hatte der zuständige Ermittlungsrichter 
vom BGH den Haftbefehl gegen Meldeauf- 
lagen ausgesetzt. Bis Sommer 2004 ermit- 
telte das BKA im weiter. U.a. wurde Sabi- 
nes DNA mit alten Asservaten abgeglichen 
und FreundInnen und ZeugInnen nochmals 
vernommen. 

Sabine hatte In Vernehmungen aussch- 
ließlich Angaben zu ihren persönlichen 
Verhältnissen seit dem Jahr 1988 gemacht. 

Das Ermittlungsverfahren war schließlich 
an die Hamburger Staatsanwaltschaft ab- 
gegeben worden. 


Marco erneut in Haft 


Marco ist seit dem 27.02.2006 wieder im 
Knast. In dem Magdeburger 8129a -Ver- 
fahren wurde er zu einer Freiheitsstrafe von 
2 1/2 Jahren verknackt, von der er durch 
die Untersuchungshaft 1 Jahr abgesessen 
hatte. Diese Verurteilung basierte lediglich 
auf Indizien, was auch der damalige Rich- 
ter einräumte, auch wurde Marco nicht 
nach 8129 a verurteilt, sondern wegen 
mehrfacher gemeinsamer Brandstiftungen 
(u.a. auf eine Niederlassung von Daimler 
Chrysler, ein Dienstfahrzeug des BGS und 
dem LKA-Gebäude in Magdeburg). 

In dem Revisionsverfahren gegen seinen 
Mitangeklagten Daniel ist er zusammen mit 
Carsten, der ebenfalls in dem Verfahren an- 
geklagt war und freigesprochen wurde, zu- 
vor noch ein halbes Jahr in Beugehaft ge- 
gangen. Da Beugehaft nicht auf die Straf- 
haft angerechnet wird, ist Marco jetzt für 
die nächsten 1 1/2 jahre in der JVA Mag- 
deburg. 

Marcos Anschrift im Knast ist: 


z.Hd. Marco Heinrichs 
Justizvollzugsanstalt Magdeburg 
Halberstädter Str. 8a 

39112 Magdeburg 


Demonstration am 25. März 
in Karlsruhe 


Gegen 
Berufsverbote 


An die 500 Menschen haben sich am Sams- 
tag, 25.3., auch von strömendem Regen 
nicht abhalten lassen, gegen Berufsverbo- 
te und für die sofortige Einstellung des Re- 
alschullehrers Michael Csaszköczy zu de- 
monstrieren. Zu der Demonstration hatten 
die Landesverbände Hessen und Baden- 
Württemberg der GEW und das Solida- 
ritätskomitee gegen Berufsverbote aufge- 
rufen. Das Spektrum der Demoteilnehme- 
rInnen reichte denn auch von Gewerk- 
schaften bis zu autonomen Gruppen. Am 
Anfang des Zuges lief ein Block mit Be- 
rufsverbots-Betroffenen aus den 70er und 
80er Jahren. 

Michael Csaszköczy wird seit Beginn des 
Jahres 2004 die Einstellung in den baden- 
württembergischen Schuldienst verwei- 
gert, weil er sich in der Antifaschistischen 
Initiative Heidelberg (AIHD) engagiert, die 
vom Verfassungsschutz als „linksextrem“ 
bezeichnet wird. Am 13.3.2006 hat das Ver- 
waltungsgericht Karlsruhe das Berufsver- 
bot fürrechtens erklärt - eine Entscheidung, 
gegen die Michael Csaszköczy mit Unter- 
stützung der GEW Rechtsmittel angekün- 
digt hat. Mittlerweile hat sich das Bundes- 
land Hessen dem Berufsverbot angeschlos- 
sen. 

Michael selbst ging in seinem Redebei- 
trag auf Kontinuitäten zwischen National- 
sozialismus und BRD ein, die sich gerade 
auch an der Rechtsprechung zum Thema 
Berufsverbote aufzeigen lässt. Die deut- 
schen Beamtengesetze lehnen sich bis in 
den Wortlaut hinein an an das „Gesetz zur 
Wiederherstellung des Berufsbeamten- 
tums“ aus dem Jahr 1933. Mit diesem Ge- 
setz sollten Juden und Jüdinnen, Kommu- 
nistInnen und SozialdemokratInnen aus 
dem Staatsdienst entfernt werden. Es war 
der erste Schritt zu ihrer Entrechtung, Ver- 
treibung und Ermordung. Damals hieß es, 
niemand dürfe in den öffentlichen Dienst, 
der „nicht Gewähr dafür biete, jederzeit 
rückhaltlos einzutreten für den nationalen 
Staat“. Das Gericht hatte Micha vorgewor- 
fen die Behauptung einer solchen Konti- 
nuität sei eine nicht hinnehmbare Diffa- 
mierung unseres Staates. Wörtlich heißt es 
in der Urteilsbegründung: „Es ist geradezu 
das Kennzeichen unserer freiheitlichen de- 
mokratischen Grundordnung, dass sie mit 
der extrem autoritären, im Rechtswesen 
völlig willkürlichen und insgesamt men- 
schenfeindlichen Staatsordnung des so ge- 
nannten Dritten Reiches radikal gebrochen 
hat und eine in jeder Hinsicht gegenteilige 
Ordnung verwirklicht. Wer dies grundsätz- 
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lich leugnet, wendet sich gegen diese Ver- 
fassung.“ Bei der Auftaktkundgebung be- 
zeichnete der Europaabgeordnete Tobias 
Pflüger das Berufsverbot als eklatante Men- 
schenrechtsverletzung, mit der gegen die 
Europäische Menschenrechtskonvention 
verstoßen werde. Ein Vertreter des Bundes- 
vorstands der Roten Hilfe stellte das Urteil 
in den Kontext einer zunehmenden Aus- 
grenzung und Kriminalisierung antifaschi- 
stischen Engagements, die sich mittlerwei- 
le bereits gegen Träger von T-Shirts mit 
durchgestrichenen Hakenkreuzen richtet. 
Eine Sprecherin der AIHD zeigte die Kon- 
tinuität deutscher Obrigkeitspolitik in der 
Verfolgung von Linken auf, die sich seit 
dem19.Jahrhundert als roter Faden durch 
die unterschiedlichen Regierungssysteme 
ziehe. Erfreulich eindeutig positionierte 
sich die Gewerkschaftsführung der GEW 
Hessen und Baden-Württemberg. Der ba- 
den-württembergische GEW-Vorsitzende 
Rainer Dahlem erklärte, ein engagierterund 
unbequemer Lehrer sei ein besseres Vorbild 
für unsere Kinder als viele unsere Polite- 
rinnen und Politiker, die allen nach dem 
Mund reden. Ebenso wie die stellvertreten- 
de Vorsitzende der GEW Hessen Carmen 
Ludwig, die das Urteil als einen Akt der po- 
litischen Justiz bezeichnete, versicherte er 
Michael Csaszköczy die rechtliche und po- 
litische Unterstützung in seinem weiteren 
Kampf gegen das Berufsverbot. Weiter In- 
formationen finden sich unter www.gegen- 
berufsverbote.de 

Quelle: Indymedia 
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Redebeitrag 
Michael Csaszköczys 


Liebe Freundinnen und Freunde, 
liebe Kolleginnen und Kollegen, 
liebe Genossinnen und Genossen, 

ich möchte mich bei euch bedanken dafür, 
dass wir heute so viele sind. Mehr als zwei 
Jahre dauert nun schon das Berufsverbot, 
das das Land Baden-Württemberg gegen 


VERFASSUNGSEI, 
ABGESTEMPELT 


mich verhängt hat, und ich habe in dieser 
Zeit gelernt, dass es falsch ist, aus Trotz den 
Helden zu spielen und so zu tun, als wür- 
de alles, was mir widerfährt, einfach an mir 
abprallen. 

Ich habe mich in den letzten zwei Jahren 
oft genug ziemlich hilflos und allein ge- 
fühlt. Wenn ich Euch hier sehe, weiß ich, 
dass ich nicht allein bin und dass die Aus- 
einandersetzungen, die ich mit dem Staat 
hatte und habe, nicht allein meine Angele- 
genheit sind. Sie sind die Sache von vielen. 

Sie sind die Angelegenheit von allen, die 
sich nicht damit zufrieden geben, dass die 
Welt so ist, wie sie ist, die nicht dem Schwin- 
del aufsitzen, dass diese Welt die beste al- 
ler möglichen Welten sei. 

Diese Auseinandersetzungen sind die An- 
gelegenheit von allen, die es nicht für eine 
unumstürzliche Glaubenswahrheit halten, 
dass der Kapitalismus das Ende der Ge- 
schichte sei. 

Sie sind die Angelegenheit von allen, die 
der Überzeugung sind, dass eine Gesell- 
schaft von der offenen Diskussion über not- 
wendige Veränderungen lebt. 

Ich habe das Urteil, das das Verwal- 
tungsgericht Karlsruhe am 13.03. gefällt 
hat, zur Kenntnis genommen, und ich ha- 
be mir die Begründung gründlich durchge- 
lesen. Weil an meinen persönlichen Taten 
offensichtlich nichts Verdammenswertes zu 
finden war, hat mich das Gericht zunächst 
einmal als „engagierten Streiter gegen 
Rechts und für friedliche Auseinanderset- 
zungen mit der Staatsmacht“ bezeichnet, 
nur um mir anschließend vorzuwerfen, 
mein „moralischer Rigorismus“, mein „le- 
bensfremder Idealismus“ würden über das 
Ziel hinausschießen. 

Wenn mit moralischem Rigorismus ge- 
meint ist, dass meine Moralvorstellungen 
nicht so flexibel sind wie die derjenigen, die 
uns allerorten als treue Freunde unserer 
Verfassung präsentiert werden, dann lasse 
ich mir diesen Vorwurf gern gefallen. 

Meine Moralvorstellungen sind nicht so 
flexibel wie die derjenigen, die tagtäglich 
ohne mit der Wimper zu zucken bereit sind, 
Menschen in Folter, Elend und Tod abzu- 
schieben. 

Sie sind nicht so flexibel wie die Moral- 
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vorstellungen der frommen Christdemo- 
kratinnen und -demokraten, die noch heu- 
te den furchtbaren NS-Juristen Filbinger 
hofieren. 

Sie sind nicht so flexibel wie die Moral 
derjenigen, die die alltägliche rassistische 
Gewalt in Deutschland totschweigen wol- 
len, um das Ansehen der Nation nicht zu 
gefährden. 

Wenn mit „lebensfremdem Idealismus“ 
gemeint ist, dass ich mir unter Demokratie 
mehr vorstellen kann, als alle vier Jahre ein 
Kreuz zu malen, dann will ich mich dazu 
gern schuldig bekennen. 

Das Verwaltungsgericht hat in seinem Ur- 
teil insbesondere hervorgehoben, ein Leh- 
rer habe sich in Deutschland zu distanzie- 
ren von einer Gruppe, die folgendes 
schreibt: 

„Zwischen dem Nationalsozialismus und 
der BRD hat es Kontinuitäten gegeben“ und 
„Im Deutschland der 90er Jahre sind rassi- 
stische Übergriffe zur Normalität gewor- 
den“. Vor diesen Tatsachen soll ein Lehrer 
als treuer Staatsdiener also die Augen ver- 
schließen. 

Die Berufsverbote in Deutschland stehen 
in einer finsteren Tradition, die nicht erst 
bei den Bismarckschen Sozialistengesetzen 
1878 beginnt. Schon immer gehörte es in 
Deutschland zur Staatsraison, Linke aus 
wesentlichen Bereichen der Gesellschaft zu 
verdrängen, sie zu stigmatisieren und zu 
kriminalisieren. 

Das Verwaltungsgericht hat mir bestätigt, 
dass ich „nicht Gewähr dafür biete, jeder- 
zeit voll einzutreten für die freiheitlich-de- 
mokratische Grundordnung“. Die Formu- 
lierung ist nicht neu: Sie stammt aus dem 
nationalsozialistischen „Gesetz zur Wie- 
derherstellung des Berufsbeamtentums“ 
aus dem Jahr 1933. Mit diesem Gesetz soll- 
ten Juden und Jüdinnen, Kommunistinnen 
und Komunisten, Sozialdemokratinnen 
und Sozialdemokraten aus dem Staats- 
dienst entfernt werden. Es war der erste 
Schritt zu ihrer Entrechtung, Vertreibung 
und Ermordung. Damals hieß es, niemand 
dürfe in den öffentlichen Dienst, der „nicht 
Gewähr dafür biete, jederzeit rückhaltlos 
einzutreten für den nationalen Staat“. 

Das Grundsatzurteil des Bundesverfas- 


heimdienste 


sungsgerichts, auf das sich das Gericht be- 
zieht, stammt aus der Feder Willi Geigers, 


damals Bundesverfassungsrichter. Die 
Grundzüge des Urteils finden sich bereits in 
seiner Dissertation aus dem Jahre 1941 über 
die „Rechtsstellung des Schriftleiters“ In 
dieser Arbeit diskutierte Geiger 1941 die be- 
sten Möglickeiten, Marxisten und andere 
„Schädlinge an Volk und Heimat“ aus den 
Medien fernzuhalten. Den Doktortitel, den 
sich Geiger mit dieser Hetzschrift erwarb, 
setzte er 1975 auch stolz unter sein Urteil 
zum Thema Berufsverbote. 

Ausgerechnet auf diese juristischen Tex- 
te beruft sich das Verwaltungsgericht, um 
mir zu verbieten, von einer Kontinuität zwi- 
schen Nationalsozialismus und BRD-Ge- 
sellschaft zu reden! Allerdings: In Deutsch- 
land über Faschismus zu reden heißt noch 
immer, im Haus des Henkers über den Strick 
zu reden. 

Aus dem Urteil des Gerichts wird die Be- 
strebung überdeutlich, sich von den lästi- 
gen Bürden zu befreien, die die national- 
sozialistische Vergangenheit einer selbst- 
bewusst gewordenen deutschen Nation im- 
mer noch auferlegt. Da soll nach Ansicht 
des Gerichts über faschistische Kontinuitä- 
ten und über rassistische Übergriffe nicht 
mehr geredet werden. 

Nicht nur in der Urteilsbegründung, son- 
dern auch in den Medien ist mir immer wie- 
der vorgeworfen worden, dass ich nicht be- 
reit war, mich von folgendem Satz zu di- 
stanzieren: „Militanz ist für uns ein legiti- 
mes Mittel im Kampf um Befreiung.“ 

Eine Distanzierung von diesem Satz 
kommt für mich schon deshalb nicht in Fra- 
ge, weil ich das als Verhöhnung aller der- 
jenigen empfinden würde, die im Wider- 
stand gegen den Nationalsozialismus 
gekämpft haben. Allerdings empfinde ich 
es nicht als zu viel von den Schulbehörden 
verlangt, doch einmal im Duden die Be- 
deutung des Wortes „militant“ nachzu- 
schlagen: Dort steht „kämpferisch für sei- 
ne Überzeugungen eintretend“ und als Bei- 
spiel ist genannt „eine militante Pazifistin“. 
In diesem Sinne ist Militanz eine bittere 
Notwendigkeit in einer Zeit, in der bürger- 
liche und soziale Rechte zunehmend ein- 
geschränkt werden und in der Antisemitis- 


mus und Rassismus in unserer Gesellschaft 
weiter wachsen. 

Wir brauchen viele Menschen, die bereit 
sind, kämpferisch für ihre Überzeugung 
einzutreten und die sich dabei weder von 
Ministerien noch vom Verfassungsschutz 
einschüchtern lassen. 

Der Inlandsgeheimdienst, von dem ich 
nicht so recht weiß, warum er eigentlich 
den Namen „Verfassungsschutz“ trägt, 
spielt in diesem Berufsverbotsverfahren ei- 
ne entscheidende Rolle. 

Das Verbotsverfahren gegen die NPD ist 
gescheitert, weil laut Bundesverfassungs- 
gericht nicht mehr auseinanderzuhalten 
war, wer aus Überzeugung Nazi, wer aus 
Überzeugung Verfassungsschützer und wer 
aus Überzeugung beides war. Und einem 
solchen Geheimdienst wird die Entschei- 
dung überlassen, einen Lehrer wegen sei- 
nes antifaschistischen Engagements aus 
dem Schuldienst fernzuhalten und seine be- 
rufliche Existenz zu zerstören! 

Die Politik, die der Verfassungsschutz be- 
treibt hat Tradition. Ein Verfassungsfeind 
aber ist - so das Karlsruher Verwaltungs- 
gericht, wer diese Tradition benennt und 
kritisiert. 

Die Klagen über das politische Desinter- 
esse weiter Bevölkerungskreise und insbe- 
sondere der Jugend erweisen sich als pure 
Heuchelei. Politisches Engagement ist nur 
dann erwünscht, wenn es sich grundsätz- 
lich mit den bestehenden gesellschaftlichen 
Verhältnissen abfindet. 

Lassen wir nicht zu, dass die Spielräume 
für eine gesellschaftsverändernde emanzi- 
patorische Politik noch enger werden, als 
sie es ohnehin schon sind. 

Wenn wir die Rechte, die wir haben, nicht 
mehr wahrnehmen, dann existieren sie ir- 
gendwann nicht mehr. 

Noch einmal: Der Kampf gegen das Be- 
rufsverbot ist nicht allein eine Sache derer, 
die meine politischen Ansichten teilen. Er 
ist die Sache aller derer, die nicht wollen, 
dass Einschüchterung, Duckmäusertum 
und Untertanengeist das politische Klima 
in unserer Gesellschaft bestimmen. 

Es geht nicht nur darum, dass mein Be- 
rufsverbot aufgehoben wird. 

Es geht auch nicht nur darum, dass die 
Betroffenen der Berufsverbote aus den 70er 
und 80er Jahren endlich rehabilitiert und 
für das ihnen zugefügte Unrecht entschä- 
digt werden - obwohl das eine wichtige For- 
derung ist. 

Es geht darum, dass die gesetzlichen 
Grundlagen der antidemokratischen Be- 
rufsverbote endlich aus unseren Gesetz- 
büchern verschwinden! 

Wenn wir die Wiederbelebung der Be- 
rufsverbote verhindern wollen, werden wir 
alle einen langen Atem brauchen. Ich hof- 
fe, dass ich darauf zählen kann, dass wir 
gemeinsam diesen langen Atem haben! 

Es wird sicherlich nicht das letzte Mal 
sein, dass wir zusammen für Meinungs- 
freiheit und gegen politische Repression auf 
die Straße gehen müssen. Bis dahin! 


Anti-Nazi-Symbole 
sind erlaubt! 


Stuttgart. Als einen Erfolg der Vernunft be- 
zeichnet die Vereinigung der Verfolgten des 
Naziregimes die jüngste Entscheidung des 
Landgerichts Stuttgart zur Affäre um 
durchgestrichene oder zerbrochene Haken- 
kreuze. Bei einem Infostand der VVN-BdA 
am 21.1. in Schorndorf wurden Flugblätter, 
Broschüren und Anstecker beschlagnahmt, 
weil sie angeblich „Kennzeichen verfas- 
sungswidriger Organisationen“ enthalten 
würden. Auf die Beschwerde der VVN-BdA 
gegen die Beschlagnahmung hat nun die 5. 
Große Strafkammer am Landgericht Stutt- 
gart reagiert: „Der Verdacht einer Straftat 
nach $ 86 a StGB ist nicht gegeben.“ (...) 
„im Hinblick auf die vorliegend ver- 
fahrensgegenständlichen But- 
tons und die Flugblätter ... ist 
schon auf den ersten Blick 
jedem unvoreingenom- 
menen Betrachter klar, 
dass die Bezugnahme 
auf das nationalsozia- 
listische Kennzeichen 
in jeweils nachdrück- 
lich ablehnendem 
Sinne geschieht. Auch 
ist eine Gefahr, dass 
rechte Gruppierungen 
diese Art der Darstellung 
benutzen könnten, das 
Kennzeichen wieder - diesmal 
in ihrem Sinne - in das politische 
Alltagsbild zu transportieren, nicht gege- 
ben. Es kann ausgeschlossen werden, dass 
Verfechter der politischen Ziele, für die das 
Kennzeichen steht, es in dieser - zerstörten 
- Form verwenden würden. 

Gleiches gilt für die bildliche Darstellung 
des Hakenkreuzes als Schlagbügel einer 
Mausefalle .... Schon die karikierende Dar- 
stellung des Kennzeichens als - für den 
durch den „Speck“ (d.h. die Parteien „DVU, 
NPD, REP usw.“) Verführten - möglicher- 
weise tödliche Falle bringt auch für den 
oberflächlichen Betrachter eindeutig die 
Warnung vor der durch das Kennzeichen 
symbolisierten politischen Gesinnung und 
damit deren deutliche Ablehnung zum Aus- 
druck. Verstärkt wird dies zum einen durch 
die Überschrift „Vorsicht Falle“, zum ande- 
ren durch den zugehörigen Begleittext der 
Broschüre. Darüber hinaus sind derart ka- 
rikaturistische Darstellungen des Haken- 
kreuzes weder geeignet, einer Wiederbele- 
bung des Nationalsozialismus, seines Ge- 
dankengutes oder gar ehemaliger national- 
sozialistischer Organisationen zu dienen, 
noch entfalten sie eine Werbewirkung für 
diese Ziele. Verfechter des Nationalsozia- 
lismus würden dieses von ihnen hoch ge- 
haltene Symbol nie in dieser karikierten 
Form verwenden (vgl. BGHST 25, 12811311) 
Auch das von der Staatsanwaltschaft be- 
anstandete „Mülleimer-Piktogramm“ er- 
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füllt in der konkreten Form der Verwen- 
dung nicht den Tatbestand des $ 86 a StGB. 
Der Begleittext der Broschüre stellt eindeu- 
tig klar, dass durch das Piktogramm eine 
nationalsozialistisches Gedankengut ab- 
lehnende politische Gesinnung zum Aus- 
druck gebracht wird, die durch das Kenn- 
zeichen symbolisierten politischen Ideen 
somit „in den Müll“ gehören sollen.“ (Ge- 
schäftsnummer: 5 Qs 17106 3 Gs 36/06 AG 
Schorndorf 7 Js 10686/06 StA Stuttgart) 
Am 22. März wurde der hier zitierte Be- 
schluss des Landgerichts gefasst. Am 28. 
März reichte die Staatsanwaltschaft Stutt- 
gart Klage gegen den Geschäftsführer des 
„Nix gut“-Versandes in Leutenbach bei 
Winnenden ein. Der Versand hatte T-Shirts, 
Aufkleber und andere Artikel mit densel- 
ben oder ähnlichen Aufdrucken vertrieben. 
Sie alle enthalten eine klare Botschaft ge- 
gen Faschismus und Neofa- 
schismus. Angeblich geht es 
ihr darum, eine oberge- 
richtliche Entschei- 
dung herbeizu- 
führen, die sie aber 
spätestens mit der 
zitierten Entschei- 
dung des Landge- 
richtes erhalten 
hat. (Entsprechen- 
de Entscheidun- 
gen höherer Ge- 
richte liegen eben- 
falls seit Jahren vor). 
Das alles kann nicht 
anders gewertet werden, als 
ein Vorwand, wider besseres 
Wissen und besserer Gerichtsentschei- 
dungen, weiterhin Zivilcourage gegen Na- 
zis zu kriminalisieren, junge Antifaschi- 
stinnen und Antifaschisten einzuschüch- 
tern. Das Ganze ist ein Lehrstück für ein ob- 
rigkeitlich ausgerichtetes Staats- und De- 
mokratieverständnis, dem jedes Engage- 
ment der Bürgerinnen und Bürger ver- 
dächtig ist, selbst dann, wenn es das tut, 
was das Grundgesetz verlangt: Die Würde 
und die Rechte der Menschen gegen Fa- 
schismus und Rassismus zu verteidigen. 
Dieter Lachenmayer, 
aus: Antifa-Nachrichten 


Polizeischikane 
gegen Journalisten 


Am frühen Nachmittag des 31. März dran- 
gen drei Polizisten drangen drei Polizisten 
in Zivil in meine Berliner Arbeits- und 
Wohnräume ein. 

Gegen 14 Uhr machten sie sich mit lau- 
ten Klopfen und Klingeln und den Rufen 
„Polizei, aufmachen“ bemerkbar. Nachdem 
ich die Tür meiner Wohn- und Arbeitsräu- 
me einen Spalt geöffnet hatte, zeigte einer 
der Beamten kurz seine Polizeimarke und 


stellte den Fuß in die Tür. Der andere sag- 
te, dass er einen Menschen suche, der bei 
mir angemeldet ist und sich in der Woh- 
nung aufhalte. Ich erklärte, dass der Ge- 
suchte zwar seine Postadresse hier habe, 
aber nicht da wohne. In aggressiven Ton 
erklärten die drei, dass sie das nicht glau- 
ben und sofort in die Räume wollten. 

Ich verlange vorher einen Durchsu- 
chungsbefehl für diese Räume und machte 
darauf aufmerksam, dass ich der Mieter sei 
und als Journalist auch mein Arbeitszim- 
mer dort habe. Der erste der drei packte 
mich daraufsofort an den Armen, verdrehte 
mir die Hände, dass ich Quetschungen am 
Mittelfinger der rechten Hand davon trug. 
Der Schlüssel zur Wohnungstür, der noch 
im Schloss steckte, wurde dadurch verbo- 
gen. 

Während der Beamte mich festhielt und 
in den Flur schob, drangen seine beiden 
Kollegen in meine Wohn- und Arbeitsräu- 
me ein. Ich rief, dass es die Aktion un- 
rechtmäßig sei, weil ich außer der Polizei- 
marke kein Papier gesehen habe, das eine 
Durchsuchung rechtfertigt. 

Nachdem sich die drei nach kurzer In- 
spektion der Räume überzeugt hatten, dass 
der Gesuchte dort nicht zu finden waren, 
nahmen sie meine Personalien auf, die sie 
über Funk abglichen. 

Sie erklärten, dass sie immer wieder kom- 
men würden, bis sie den Gesuchten gefun- 
den hätten. Außerdem kündigten sie an, 
dass sie gegen mich eine Anzeige wegen 
Widerstand gegen die Staatsgewalt bzw. 
das versuchte Verhindern von Amtshan- 
deln stellen wollten, weil ich sie nicht so- 
fort in meine Arbeits- und Wohnräume ge- 
lassen hätten. 

Einen Durchsuchungsbefehl bräuchten 
sie nicht, weil es sich bei der Aktion um kei- 
ne Wohnungsdurchsuchung handelt, er- 
klärten sie. „Nach einer Durchsuchung se- 
he es anders aus, da würden ihre Bücher auf 
den Boden liegen“, erklärte einer der Be- 
amten mit Blick auf ein Bücherregal. 

Auch den Haftbefehl gegen den Gesuch- 
ten könnten sie mir aus „Datenschutz- 
gründen“ nicht zeigen, betonten sie. Auch 
die Gründe für den Haftbefehl dürfte ich 
deshalb nicht erfahren. Immerhin konnte 
ich kurz auf die erste Seite des Aktenzei- 
chens blicken, bevor die Beamten nach ca. 
10 Minuten meine Arbeits- und Wohnräu- 
me wieder verließen. 

Auf mein Verlangen händigte man mir 
ein Protokoll der „Eingriffsermächtigung“ 
mit dem Aktenzeichen des Haftbefehls ge- 
gen den Gesuchten aus. Das war das erste 
Schriftstück, das ich bekam, aber erst nach- 
dem die Aktion beendet war. 

Ich habe bei der Entgegennahme des Pro- 
tokolls noch einmal meinen Protest be- 
kräftigt, weil sie ohne mir vorher ein 
Schriftstück zu zeigen, gewaltsam in mei- 
ne Arbeits- und Wohnräume eingedrungen 
sind. Rechtliche Schritte gegen die Maß- 
nahme behalte ich mir vor. 

Peter Nowak, Berlin, 2.4.06 


Oury Jal 


Ioh verbrannte . 


doch A WIR Sind noch da 


Wir f ordern: 


Auf Klärung ! 


G Crichtsverhandlung 


Demonstration gegen Vertuschung 


1.April, Dessau 
Unter dem Motto „Gegen rassistische Staats- 
gewalt, Vertuschung und Straflosigkeit und 
zur Aufklärung des Todesfalls von Oury Jal- 
loh“ sind am 1.April ca. 1000 Menschen aus 
dem gesamten Bundesgebiet zu der bundes- 
weiten Demonstration in Dessau zusammen 
gekommen. 

Zu der Demonstration haben die Selbstor- 
ganisationen der MigrantInnen und Flücht- 
linge wie Plataforma-Berlin, The Voice-Fo- 
rum, Carawane, Flüchtlingsinitiative Berlin- 
Brandenburg und antirassistische Gruppen 
wie die Antirassistische Initiative Berlin mo- 
bilisiert. Entsprechend stark war die Präsenz 
der Flüchtlinge und MigrantInnen mit ihren 
lautstarken Parolen wie „Oury Jalloh, das ist 
Mord, Kampf dem Rassismus an jedem Ort“. 
Die Notwendigkeit der internationalen Soli- 
darität drückte sich besonders in der Parole 
„Hoch die internationale Solidarität“ aus. 


Erklärung der Nebenklage im Fall 
Oury Jalloh 


Verschleppung der Anträge 
kritisiert 


Bei uns drängt sich zunehmend der Eindruck 
auf, dass das Strafverfahren von dem Land- 
gericht Dessau verschleppt werden soll. 

Der Tod von Oury Jalloh liegt nun schon 
annähernd 15 Monate zurück. Am 6.5.2005 
hat die Staatsanwaltschaft Dessau gegen 2 
Polizeibeamte Anklage erhoben. Diese An- 
klage ist bis heute nicht zugelassen worden. 
Statt dessen hat das Landgericht Dessau erst 
am 17.10.2005, also fünfeinhalb Monate 
später, einen Beschluss gefasst, wonach die 
Staatsanwaltschaft vor der Entscheidung 
über die Frage, ob die Anklageschrift zuge- 
lassen wird, weitere Beweiserhebungen 
durchzuführen habe. 

Wenn das LG Dessau der Auffassung ist, 
dass die Anklageschrift bislang noch nicht 
zugelassen werden kann, so ist bereits dies 
von unserer Seite aus nicht nachvollziehbar. 
Die Staatsanwaltschaft hat nach unserer 


Die am Hauptbahnhof mit einer Auftakt- 
kundegebung beginnende Demonstration 
verzögerte sich wegen der besonders anfangs 
aggressiven Haltung der Polizei. Durchsu- 
chungen und Personenkontrollen konnten 
erst durch den entschlossenen Widerstand 
der DemonstrantInnen verhindert werden. 
Die Demonstration wurde durchgehend po- 
lizeilich abgefilmt. Die im Vorfeld ausge- 
sprochene Drohung und Untersagung der 
Aussage, dass Oury Jalloh ermordet wurde, 
wurde durch die konsequente Haltung der Or- 
ganisatorInnen zur Farce gemacht. Die be- 
rechtigte Wut und Entschlossenheit der Teil- 
nehmerInnen, vor allem der afrikanischen 
Flüchtlinge, kennzeichnete die Stimmung der 
durch die Innenstadt verlaufenden Demon- 
stration. 

Trotz des anfangs nieseligen Wetters, das 
sich gegen Ende in Sonne verwandelte, und 
der Spannung mit der Polizei liefen die Teil- 


Auffassung umfangreiches Belastungsmate- 
rial gegen die beiden Beschuldigten zusam- 
mengetragen, wonach eine ausreichende 
Verurteilungswahrscheinlichkeit gegeben 
ist. Vollends unverständlich bleibt jedoch, 
warum das LG mehr als 5 Monate benötigt, 
um zu der Erkenntnis zu gelangen, dass hier 
noch weitere Ermittlungen erforderlich sind. 
Seit diesem Zeitpunkt sind nunmehr weite- 
re 5 Monate ins Land gegangen, ohne dass 
die Ermittlungen zum Abschluss gebracht 
worden sind. 

Eine ähnliche Verzögerung des LG Dessau 
ist bei der Bearbeitung der Anträge auf Zu- 
lassung der Eltern des Herrn Jalloh als Ne- 
benkläger und unserer Beiordnung als Ver- 
treter der Eltern zu beobachten. Bereits am 
8.3.2005 wurde der Antrag auf Zulassung der 
Nebenklage der Frau Mariama Djombo Dial- 
lo als Mutter des Herrn Jalloh gestellt, am 
30.9. 2005 erfolgte ein entsprechender An- 
trag des Herrn Diallo als Vater. Trotz diver- 
ser Erinnerungen hat es das LG Dessau bis 
heute noch nicht einmal für nötig befunden, 
über diese Anträge zu entscheiden. Es ist 
nicht erkennbar, welche Gründe das Gericht 


nehmerInnen etwa vier Stunden lang in ei- 
ner gemischten Stimmung des Selbstbewus- 
stseins und des Gedenkens an Oury Jalloh. In 
den Redebeiträgen hieß es immer wieder, dass 
„er nicht tot ist, weil er in unseren Herzen 
lebt“. 

Während der allgegenwärtige Rassismus in 
Deutschland angeprangert wurde, wurde die 
sofortige Aufklärung und Gerechtigkeit im 
Todesfall von Oury Jalloh gefordert. Die we- 
nigen Passanten der geisterhaft wirkenden 
Stadt Dessau haben gut gestaunt, als sie von 
hunderten meist schwarzen Menschen zu 
hören bekamen, wie verrufen diese Stadt ist: 
Oury Jalloh verbrannte lebendig in einer Po- 
lizeizelle und Alberto Adriano wurde von den 
Nazis tot geschlagen. 

Die selbstorganisierten MigrantInnen und 
Flüchtlinge gaben mehrfach zu erkennen, 
dass sie solange kämpfen werden, bis die 
Wahrheit ans Licht kommt und die Verant- 
wortlichen zur Rechenschaft gezogen wer- 
den. Bewaffnet allein mit ihrer Würde und 
ihrer Bekennung zur Freiheit und Gerechtig- 
keit verkündeten sie ihren bundesweit ver- 
netzten Kampf gegen Diskriminierung, Ab- 
schiebungen und Polizeiterror. 

gb/Plataforma-Nachrichten 


Entwicklungen aus Dessau - 
Die Vertuschung geht weiter 


Berlin, 31.03.2006 
In den wenigen Tagen vor der bundesweiten 
Demonstration in Dessau für Aufklärung, Ge- 
rechtigkeit, Entschädigung im Mordfall von 
Oury Jalloh sind wir wiederholt mit der trau- 
rigen Wirklichkeit des institutionellen Ras- 
sismus und den Versuchen konfrontiert, dies 


für diese Verschleppung der Anträge hat. Will 
man die Eltern hier nicht im Verfahren als 
Prozessbeteiligte haben? Möchte das LG Des- 
sau keine NebenklagevertreterInnen in dem 
Verfahren haben? Geht es darum, einen Pro- 
zess, der von einer besonderen öffentlichen 
Wahrnehmung begleitet wird, so in die Län- 
ge zu ziehen, bis das Interesse der Öffent- 
lichkeit gesunken ist? Will man hier die Ne- 
benklage aus dem Verfahren heraushalten, 
um sich ein aufwendiges Verfahren, in dem 
versucht wird, sämtliche Ungereimtheiten, 
die es weiterhin zu den Geschehnissen am 
7.1.2005 in der Polizeiwache Dessau gibt, zu 
ersparen? 

Die Eltern des Herrn Jalloh haben einen 
Anspruch auf die zügige Durchführung des 
Verfahrens und auf umfassende Ermittlun- 
gen der Todesursache ihres Sohnes. Wir hof- 
fen sehr, dass dieser Anspruch dem LG Des- 
sau auch mit der Demonstration am 01. April 
2006 in Dessau klar gemacht wird und die 
Öffentlichkeit den Fortgang des Verfahrens 
weiterhin aufmerksam beobachten wird. 

RA’in Regina Götz 

RA Ulrich von Klinggräftlin, 31. März 
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zu vertuschen. 

Zum einem haben wir gestern die Infor- 
mation von einer Journalistin und einem 
Menschen aus Dessau bestätigt bekommen, 
dass es jetzt entschieden worden ist: Die Ne- 
benklage der Eltern Oury Jallohs wurde ab- 
gelehnt. Nach wie vor bezweifeln sie, ob die 
Eltern tatsächlich die Eltern sind. Das, ob- 
wohl die verkohlte Leichnam von Oury Jal- 
loh schon im März letztes Jahres zurück an 
die Eltern im Zusammenarbeit mit der Bot- 
schaft von Guinea geschickt worden ist. 

Aber die Vertuschung ... geht viel, viel wei- 
ter als die koordinierten Versuche, einen Ge- 
richtsprozess zu verhindern und die Aussch- 
ließung der Familie und deren Rechtsanwäl- 
tInnen. Um die Vertuschung vollständig ma- 
chen zu machen, müssen eben die Stimmen, 
die sich dagegen aussprechen, zum Schwei- 
gen gebracht werden. Dies ist der wahre 
Grund warum sie das Telecafe von Mouctar 
Bah geschlossen haben - aus „öffentlichem 


555 A STADLER 


RR 0 


OURY 


Interesse“. Obwohl sie behaupten, dass es um 
was anders geht, der Laden sei „stark fre- 
quentiert (Stadt Dessau)“ von der Drogens- 
zene, und Mouctar habe nicht genug unter- 
nommen, um Drogen von der Straße fernzu- 
halten. Da viele darin eine politisch-moti- 
vierte Bestrafung sehen, wurde eine „kleine 
Anfrage“ beim Landstag gestellt, wo u.a. ge- 
fragt wurde: „Stellt die Polizei zwischen dem 
sich dort befindenden Callcenter [Mouctar 
Bah’s Telecafe] und den Straftaten einen Zu- 
sammenhang her? Wenn ja, welchen? Wie 
wird das begründet?“ Die Antwort von der 
Landesregierung, die gezwungen war, ihre 
polizeilichen Kenntnisse offen zulegen lau- 
tete: Der Landesregierung ist ein „dort be- 
findliches Callcenter“ nicht bekannt.?“ Das 
nennen wir Polizeiterror. Wir fordern Ent- 
schädigung für die Verfolgung von Mouctar 
Bah! 

Letztens verurteilen wir die Versuche, die 
Demonstration am kommende Samstag zu 
kriminalisieren, und die Versuche, uns davon 
abzuhalten, dass wir unsere Meinung in der 
Öffentlichkeit tragen: OURY JALLOH WUR- 
DE IN EINER POLIZEIZELLE ERMORDET. 

Die Stadt Dessau und Polizei tun alles, um 
Angst zu schüren, uns als „gewaltorientiert“ 
zu bezeichnen und um unsere Stimme zum 
Schweigen zu bringen. Heftige Auflagen 
wurden uns aufgezwungen, u.a. dass wir das 
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Wort Mord nicht benutzen dürfen. Die Wi- 
derspruch dagegen ist beim Verwaltungsge- 
richt Dessau gescheitert. Die Ablehnung ba- 
siert sich zum Teil aufeinem Urteil aus Frank- 
reich von ... 1976 (!) Außerdem bestätigt das 
Gericht die extreme Gefahrenprognose der 
Polizei. Ihre Begründung: Zum Teil gelogene 
Einzelfälle von zwei vorherigen Demonstra- 
tionen in Dessau bezüglich des Mordes an 
Oury Jalloh, wobei sie jeweils zwei Beispiele 
benutzen, um die Forderungen nach Auf- 
klärung, Gerechtigkeit und Entschädigung zu 
kriminalisieren. Unsere Beschwerde liegt zur 
Zeit beim OVG Magdeburg. 

Wir rufen alle solidarischen Menschen da- 
zu auf, an der Demonstration teilzunehmen. 
Außerdem machen wir bekannt, dass wir ei- 
ne friedliche Demonstration durchsetzen 
wollen und alle Provokationen und Eskala- 
tionen deutlich ablehnen. Wir fordern die 
Behörden dazu auf, unsere Rechte auf Mei- 
nungs- und Versammlungsfreiheit zu re- 

spektieren und keine Gewalt auf ei- 
. ner Demonstration wo viele Flücht- 
‚ linge und MigrantInnen erwartet 
werden, ausüben! 

AUFKLÄRUNG, GERECHTIGKEIT, ENT- 

SCHÄDIGUNG 

FÜR EINE FRIEDLICHE DEMO UND EINE 

SOFORTIGE ERÖFFNUNG EINES ÖFFENT- 

LICHEN PROZESSES IM MORDFALL OURY 

JALLOH 

SOFORTIGE ANERKENNUNG DER ELTERN 

OURY JALLOH’S 

BESTRAFUNG UND ENTSCHÄDIGUNG FÜR 

DIE VERFOLGUNG VON MOUCTAR BAH! 
Initiative in Gedenken an Oury 

Jalloh 


Protestkundgebung 
für Mario Bango 


Vor der slowakischen Botschaft in der Frie- 
drichstraße in Berlin demonstrierten am 
Samstag, den 11.03., rund 25 Personen für 
die Freilassung Märio Bangos. Mario, ein 23- 
jähriger Roma aus dem slowakischen Brati- 
slava, sitzt seit fünf Jahren im Gefängnis, weil 
er sich gegen einen Naziangriff zur Wehr ge- 
setzt hat. 

Die Kundgebung setzte sich deshalb mit 
dem Recht auf Selbstverteidigung auseinan- 
der. Mit Flyern auf Deutsch und Englisch be- 
kam auch das touristische Publikum Tipps, 
wie sie sich bei einer Bedrohung 
oder einem Übergriff durch Rechts- 
extreme verhalten sollen. 

In kurzen Aufführungen auf der 
Straße wurden verschiedene Situa- 
tionen gezeigt, mit denen alternati- 
ve Jugendliche und MigrantInnen 
jeden Tag in Berlin konfrontiert | 
sind. Wenn einem/r ein Nazi entge- 
genkommt: Wie soll man nach Hil- 4 
fe rufen? Wie kann man einen tät- | 
lichen Angriff abwehren? Wie kann 
man einen stärkeren Angreifer in 
Schock versetzen? In der Simulati- 


on kamen Autoschlüssel, Hakenschuhe, Pfef- 
ferspray usw. zum Einsatz. 

Ein Recht auf Notwehr ist in der deutschen 
wie auch in der slowakischen Gesetzgebung 
verankert. Doch als Märio am 10. März 2001 
einen faschistischen Übergriff auf seinen 
Bruder abgewehrt hat, wurde ihm dieses 
Recht aberkannt. Stattdessen wurde er we- 
gen „versuchten Mordes“ zu 10 Jahren Haft 
verurteilt. Daher die Parole: „Notwehr ist kein 
versuchter Mord - Freiheit für Märio, jetzt so- 
fort!“ 

Dieses Urteil basiert auf staatlichem Ras- 
sismus und zeigt deutlich die rechtliche Dis- 
kriminierung von Roma in der Slowakei. 
Schon vor dem Prozess gab es eine mediale 
Hetzkampagne gegen Märio und seinen Bru- 
der: die beiden Roma seien nur Taschendie- 
be, die der „stolze Patriot“ (und bekannter 
Nazi-Skinhead) aufhalten wollte. Deshalb 
forderte die Kundgebung vor der slowaki- 
schen Botschaft gleichzeitig ein Ende staat- 
licher Unterdrückung aller Art gegen die Ro- 
ma. 

Während der Kundgebung fuhr der ägyp- 
tische Staatspräsident Mohammad Mubarak 
in einem Konvoi vorbei. Da konnten die 
KundgebungsteilnehmerInnen die Gelegen- 
heit nutzen, um gegen das Massaker an su- 
danesischen Flüchtlinge in Kairo im Dezem- 
ber 2005 zu protestieren und Freiheit für al- 
le politischen Gefangenen in Ägypten zu for- 
dern. 

Es wartrotz des ununterbrochenen Schnee- 
falls die bisher größte Aktion, die in Berlin 
für Märio stattgefunden hat. Im Anschluss 
haben alle DemonstrantInnen eine Karte für 
Mario unterschrieben, um ihre Solidarität 
auszudrücken und ihn zu unterstützen. Zum 
fünften Jahrestag des Angriffs aufMärio fan- 
den auch andere Aktionen statt: zum Beispiel 
wurde am Mittwoch das slowakische Kul- 
turinstitut in Berlin kurzzeitig besetzt. 

Die Free-Mario-Kampagne bedankt sich 
bei allen, die im Schnee an der Kundgebung 
teilnahmen. Jetzt geht es darum, große De- 
monstrationen am 18.3. zu veranstalten, und 
Freiheit nicht nur für Märio, sondern für al- 
le politische Gefangenen zu fordern! 

Mario freut sich immer über Post - also 
schreibt ihm: 

Mario Bango, nar. 8.6.1982 
PS41 


019-17 ILAVA 
Slovensko/Slovakia 
Free-Mario-Kampagne 


Anwaltskammer Diyarbakir: 


Folter an Kin- 
dern in Poli- 
zeigewahrsam 


Wie die Anwaltskammer Diyarbakir auf ei- 

ner Pressekonferenz mitgeteilt hat, sind die 
Minderjährigen, die während der vier Tage 
andauernden Auseinandersetzungen nach 
den Guerillabeerdigungen in der Stadt fest- 
genommen wurden, systematisch gefoltert 
worden. Als stellvertretender Vorsitzender 
der Anwaltskammer erklärte Rechtsanwalt 
Tahir Elci, Gewalt dürfe nicht als Methode 
in der Lösung der Probleme angewendet 
werden. „Wie der jüngste Vorfall in Istan- 
bul gezeigt hat, führen diese Aktionen, die 
den Tod vieler unschuldiger Menschen ver- 
ursacht haben, zu noch tieferen Verletzun- 
gen in der Gesellschaft und bergen die Ge- 
fahr, die gesamte Gesellschaft gegeneinan- 
der aufzubringen.“ 

Der Tod von Menschen im Alter zwischen 
sechs und 78 Jahren in Diyarbakir im Ver- 
lauf der Vorfälle sei nicht zu akzeptieren, so 
Elci. Die Anwaltskammer verurteile die 
Rechtlosigkeit, die dabei stattgefunden ha- 
be. Die Sicherheitskräfte müssten davon ab- 
sehen, tödliche Schusswaffen einzusetzen. 
„Willkürliche, extreme und unangemessene 
Gewalt darf nicht zur Anwendung kommen. 
Die Behörden und die Verantwortlichen für 
diese Todesfälle müssen ihr stattgefundenes 
und kommendes Vorgehen offen legen.“ 

An die Anwaltskammer sei in 543 Fällen 
von festgenommenen Verdächtigen die For- 
derung nach anwaltlichem Beistand gestellt 
worden, führte Rechtsanwalt Elci weiter aus. 
Davon seien 199 Personen im Alter unter 18 
Jahren, von denen wiederum 91 verhaftet 
worden seien. Von 344 festgenommenen Er- 
wachsenen seien 278 verhaftet worden. 

„Einschließlich der Minderjährigen haben 
die meisten der Tatverdächtigen berichtet, 
auf dem Weg zu den Gewahrsam-Zentren 
und in diesen Zentren intensiv illegalen 
Maßnahmen wie Misshandlung, Beleidi- 
gung und Folter ausgesetzt gewesen zu sein. 
Des Weiteren ist unseren Kollegen mitgeteilt 
worden, dass viele Personen, insbesondere 
Minderjährige, festgenommen, misshandelt 
und ohne der Justiz vorgeführt zu werden 
wieder freigelassen und somit nicht regi- 
striert worden sind.“ 

Elci führte weiter aus, dass Folter verfas- 
sungsrechtlich verboten, als absolutes Ver- 
bot in verschiedenen von der Türkei unter- 
zeichneten internationalen Abkommen fest- 
gehalten und als Verbrechen an der Mensch- 
heit bezeichnet sei. „Wir verurteilen die ein 
weiteres Mal breite Anwendung von Folter. 


Guerillas zu Tode kamen, eskalierten die Auseinandersetzungen in zahlreichen kurdischen 
Städten in der Türkei. Die DTP (Partei für eine demokratische Gesellschaft, Nachfolge- 
partei der gerade verbotenen DEHAP) warf der Armee vor, bei dem Angriff Giftgas ein- 
gesetzt zu haben. Bei den Auseinandersetzungen kommen 15 Menschen zu Tode, darun- 


ter auch Kinder. Unzählige werden verhaftet. 


Als in München am 1. April rund 100 Menschen mit Plakaten und Sprechchören gegen 
die Gewalt der türkischen Armee und Polizei protestierten, stärmten ohne jede vorwar- 
nung schwarz uniformierte USK-Sonderkommandos gegen die friedliche Kundgebung los, 
warfen Teilnehmer zu Boden und rissen Frauen an den Haaren. Neun Menschen wurden 
festgenommen, darunter die beiden Versammlunggsleiter, ein Sprecher von Yekom, ein 
kurdischer Journalist und ein Fachbereichsleiter von ver.di. Dieselben Kräfte, die die Tür- 
kei aus der EU heraushalten wollen, weil sie die christlich-abendländischen Werte nicht 
teile, kennen keine Skrupel, sie bei der Unterdrückung der Kurden aktiv und massiv zu 


unterstützen. 


Mit den Vorfällen der vergangenen Tage ist 
offen zu Tage getreten, dass das Versprechen 
der Regierung, Folter nicht tolerieren, trotz 
der Abnahme in der Anwendung in den ver- 
gangenen Jahren nur eine vorübergehende 
Haltung im Zusammenhang mit dem EU- 
Beitrittsprozess darstellt und nicht aufrich- 
tig ist.“ 

Nach den Beobachtungen seiner Kollegen 
seien systematische Foltermethoden an den 
Festgenommenen angewendet worden. Sie 
seien gezwungen worden, sich auszuziehen 
und mit kaltem Wasser übergossen worden, 
so Elci. Die Anwaltskammer fordere wir- 
kungsvolle Ermittlungen, um die dafür Ver- 
antwortlichen zu finden. 


Schuss aus nächster Nähe 


Zum Fall von Mahsuni Mizrak, der bei den 
Vorfällen zu Tode gekommen war, teilte 
Rechtsanwalt Cengiz Analay mit, Mizrak sei 
zuletzt am zweiten Tag der Auseinanderset- 
zungen gesehen worden, als er vor einem 
Polizeirevier festgenommen wurde. Danach 
habe er als vermisst gegolten. Sein Leich- 
nam sei schließlich in der Leichenhalle der 
medizinischen Fakultät wieder gefunden 
worden - mit einer tödlichen Verletzung, die 
von einem Schuss aus nächster Nähe her- 
vorgerufen worden sei. 
Im Anschluss an die Erklärungen wurden 
Dias der Folteropfer gezeigt. 
Quelle: DIHA, 04.04.2006, ISKU 


Anzeige gegen Unterstützer von 
Pinar Selek 
Gegen 283 Intellektuelle aus der Türkei, dar- 
unter die Schriftsteller Yasar Kemal und Or- 
han Pamuk, ist Strafanzeige wegen einer Un- 
terstützungserklärung für die Soziologin 
Pinar Selek gestellt worden. 

Rechtsanwalt Kemal Kerincsiz begründe- 
te seine Anzeige, die er bei der Staatsan- 
waltschaft Istanbul einreichte, mit den Ar- 


tikeln 215 und 288 des türkischen Strafge- 
setzbuches, die die Straftaten „Loben eines 
Straftäters“ und „Versuch der Beeinflussung 
der Justiz“ regeln. 

Die Unterstützungserklärung war am 14. 
März 2006 in der Türkei veröffentlicht wor- 
den. Rechtsanwalt Kemal Kerincsiz, derauch 
Vorstandsmitglied der Vereinigung der Ju- 
risten ist, hatte zuvor bereits Anzeige gegen 
den EU-Parlamentarier Joost Lagendijk ge- 
stellt. 

Quelle: ANF, 4.4.2006, ISKU 


Die drohende Auslieferung der kurdischen 
Journalistin Zübeyde Ersöz an die Türkei 
muss verhindert werden! 


Dringender Aufruf 


von Kurdisches Frauenbüros für Frieden - 
Ceni, Rechtshilfefonds für Kurdinnen und 
Kurden in Deutschland - Azadi e.V., Infor- 
mationsstelle Kurdistan - ISKU e.V. 


CENI, AZADI und ISKU wenden sich mit 
dem dringenden Appell an Sie, gegen die 
drohende Auslieferung der kurdischen 
Journalistin Zübeyde Ersöz an die Türkei 
zu protestieren. Bei einer möglichen Aus- 
lieferung bestünden keinerlei Garantien für 
die Gesundheit und das Leben der enga- 
gierten Journalistin. 

Am 15. Februar 2006 stellte die kurdische 
Journalistin Zübeyde Ersöz bei der Aus- 
länderbehörde in Luxemburg ihren Antrag 
auf politisches Asyl. Bei ihrer Antragstel- 
lung wurde sie durch die Luxemburger Po- 
lizei aufgrund eines Haftbefehls der türki- 
schen Behörden verhaftet und ist nun mit 
einer Auslieferung an die Türkei bedroht. 
Jedoch haben der Haftbefehl und das Aus- 
lieferungsgesuchen der Türkei keinerlei 
rechtliche Grundlage und sind nicht legi- 
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tim. Das wird schon daran deutlich, dass die 
türkischen Behörden sich auf die unwahre 
Behauptung berufen, Frau Ersöz sei im Zeit- 
raum von 1994 bis 1995 in der Türkei an 
„kriminellen Aktivitäten einer terroristi- 
schen Organisation“ beteiligt gewesen. Je- 
doch hielt sich Frau Ersöz von November 
1993 bis April 1996 nachweislich in 
Deutschland aufund arbeitete hier als Jour- 
nalistin bei der Tageszeitung Özgür Politi- 
ka. 

In der Türkei sind immer noch Men- 
schenrechtsverletzungen, Einschränkun- 
gen der Presse- und Meinungsfreiheit so- 
wie Folter - einschließlich sexueller Folter 
- von politischen Gefangenen an der Ta- 
gesordnung. Insbesondere die andauern- 
den Angriffe der türkischen Sicherheits- 
kräfte auf die kurdische Zivilbevölkerung 
und die notstandsähnliche Situation in den 
kurdischen Provinzen der Türkei, machen 
deutlich, wie die Menschrechtssituation 
von KurdInnen aussieht: In der vergange- 
nen Woche wurden zumindest 13 Kurden 
durch türkische Sicherheitskräfte erschos- 
sen, bzw. erschlagen; über 500 Menschen 
wurden verhaftet und in Polizeigewahrsam 
schwer gefoltert. Journalisten wie Haluk 
Barik, Reporter von Kanal D Kiziltepe, der 
Herausgeber der Tageszeitung Ülkede Öz- 
gur Gündem, Hamza Ozkan n Istanbul, der 
Zeitungsausträger der Ulkede Özgur Gün- 
dem, Yilmaz Yakut in Diyarbakir, der Re- 
porter M. Sakir Uygar und die Reporterin 
der Ülkede Özgur Gündem Birgül Özbaris 
wurden gezielt durch die Polizei angegrif- 
fen, schwer verletzt und verhaftet. 

Von diesen rechtswidrigen Übergriffen 
der Sicherheitskräfte sind bis heute insbe- 
sondere KurdInnen und kritische Journali- 
stInnen betroffen. Deshalb sind wir in ern- 
ster Sorge um das Leben und die Sicherheit 
der kurdischen Journalistin Zübeyde Ersöz. 
Denn sie hat durch engagierten Journalis- 
mus und Berichterstattung unter Lebens- 
gefahr dazu beigetragen, dass die Verbre- 
chen des türkischen Militärs in den kurdi- 
schen Gebieten, die Morde „unbekannter 
Täter“, systematische Folter in türkischen 
Polizeistationen und andere Menschen- 
rechtsverletzungen, einer breiten Öffent- 
lichkeit bekannt wurden. In ihren Artikeln 
und Kolumnen hat sich Zübeyde Ersöz im- 
mer wieder für eine friedliche Lösung der 
kurdischen Frage, für Völkerverständi- 
gung, eine Demokratisierung in der Türkei 
sowie die Rechte von Frauen und Kindern 
eingesetzt. Hiervon zeugen eine Reihe von 
Veröffentlichungen, die sie u.a. als freie Re- 
porterin im Jahr 1993 für die Tageszeitun- 
gen Özgür Gündem und Özgür Ülke in Ist- 
anbul, von Ende 1993 bis 1996 für die Zei- 
tungen Özgür Ülke, Özgür Politika in Köln 
und Frankfurt, sowie im Zeitraum von 1996 
bis Anfang 2006 im Irak geschrieben hat. 

Wir sehen eine drohende Auslieferung 
nicht nur als eine Gefahr für das Leben und 
die Sicherheit von Frau Zübeyde Ersöz, son- 
dern als eine Bedrohung, die sich auch ge- 
gen andere kurdische Frauen und Journa- 
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listInnen richtet, die nicht schweigen zu 
Unrecht und Krieg gegen die kurdische Be- 
völkerung in der Türkei. 

Deshalb fordern wir die Juxemburgische 
Regierung auf, das Auslieferungsgesuchen 
der türkischen Behörden zurückzuweisen. 
Demokratische Errungenschaften wie poli- 
tisches Asyl, freie Meinungsäußerung und 
die Pressefreiheit dürfen nicht ausgehöhlt 
und ökonomisch-politischen Interessen ge- 
opfert werden. 

Wir fordern die sofortige Freilassung und 
entsprechend der Genfer Flüchtlingskon- 
vention die Anerkennung des Asylrechtes 
der kurdischen Journalistin Zübeyde Ersöz! 

Wir rufen alle JournalistInnen, Men- 
schenrechtlerInnen, FrauenrechtlerInnen, 
demokratische Persönlichkeiten und Insti- 
tutionen auf, gegen die drohende Ausliefe- 
rung von Zübeyde Ersöz an die Türkei zu 
protestieren. 

Schicken Sie bitte Protestfaxe oder Pro- 
testbriefe an die verantwortlichen Stellen 
in Luxemburg und zur Information an 
CENI. 

Protestschreiben können an folgende Ein- 
richtungen der Luxemburgischen Regierung 
geschickt werden: 

Ministere d’Etat 

Le Premier ministre Jean-Claude Juncker 
4, rue de la Congregation 

L-1352 Luxembourg 

Tel.: +352 478 21 00, Fax: +352 46 17 20 
Ministere de la Justice 

Ministre de la Justice // Luc Frieden 

13, rue Erasme, bätiment Pierre Werner 
L-1468 Luxembourg 

Tel: +352 478 45 37, Fax: +352 22 76 61 
Ministere de l’Egalite des chances 

12-14, avenue Emile Reuter 

L - 2921 Luxembourg 

Tel: +352 478-5814, Fax: +352 24 18 86 
E-mail: info@mega.public.lu <mailto:in- 
fo@mega.public.lu> 


Solidarität mit der 
Todesfastenden 
Fatma Koyupinar 


Fatma Koyupinar, die ihren Todesfasten- 
widerstand in der 12. Fidan-Kalsen-Grup- 
pe fortsetzt und sich heute(23.3.) im 320. 
Tag ihres Widerstandes befindet, wurde am 
10. März 2006 aus dem Staatskrankenhaus 
von Gebze entlassen und führt seitdem 
ihren Widerstand im Istanbuler Stadtteil 
Armutlu weiter. 

Fatma Koyupinar wurde am 27. Februar 
2006 aus dem Gebze-Gefängnis gegen 
ihren Willen entführt und in das Staats- 
krankenhaus von Gebze verlegt, wo sie per- 
manenten Drohungen hinsichtlich der 
Zwangsernährungsfolter ausgesetzt war. 
Während ihres 13-tägigen Krankenhau- 
saufenthaltes haben die Familien der 
TAYAD einen Sitzstreik vor dem Kranken- 


haus geführt, um ihre Solidarität zu zeigen 
und der Zwangsernährungsfolter vorzu- 
beugen. 

Aufgrund der Zwangsernährungsfolter 
sind seit Beginn des Todesfastenwiderstan- 
des am 20. Oktober 2000 bis zum heutigen 
Tage ca. 600 Menschen verkrüppelt wor- 
den. Das letzte Opfer der Zwangsernährung 
war Serdar Demirel, welcher am 7. Januar 
2006 infolge dieser Folter einen Herzinfarkt 
erlitt und verstarb. 121 Menschen sind im 
Laufe dieser Zeit im Kampf gegen die Iso- 
lation gestorben. Das Todesfasten wird wei- 
terhin mit der Forderung nach Aufhebung 
der Isolation in den F-Typ Gefängnissen 
fortgesetzt. 

Fatma Koyupinars Aufruf an die Öffent- 
lichkeit: 

„Weshalb bin ich im Todesfasten? 

Ich möchte, dass die Isolation aufgeho- 
ben wird. Es wird beabsichtigt, die Isolati- 
on nicht nur in einem Gefängnis, sondern 
in sämtlichen Bereichen der Gesellschaft zu 
praktizieren; und es wird praktiziert. Von 
den Herrschenden wird verlangt, dass alle 
blind, taub und stumm sind und tun, was 
gefordert wird. Dabei ist es nicht sehr 
schwierig, die Isolation aufzuheben, sie 
kann aufgehoben werden. Jedoch müssen 
alle Teile der Gesellschaft das tun, was ih- 
nen zufällt, wenn sie ihre eigenen Reaktio- 
nen zeigen, von unseren Intellektuellen, 
KünstlerInnen, von unseren Berufskam- 
mern bis hin zu den ArbeiterInnen, von den 
Gewerkschaften bis hin zu den Menschen 
in den Vierteln, alle... es gibt sicherlich et- 
was, was getan werden kann. 

Ich sage, wenn ihr nicht wollt, dass wir 
sterben, dann seid mit uns, es gibt sicher 
etwas, was ihr tun könnt. 

Der Mensch ist mit seinen Gedanken ein 
Mensch. Mit seiner Würde, seiner Identität, 
seinem Glauben ... Dabei war das, was uns 
in den Gefängnissen aufgezwungen wurde, 
dass wir von unserer Identität, Würde und 
Menschlichkeit loslassen und darauf ver- 
zichten. Solch ein Leben konnte nicht ak- 
zeptiert werden, wir haben es nicht akzep- 
tiert, wir akzeptieren es nicht und werden 
es auch nicht akzeptieren. Und ich glaube 
daran; kein würdevoller Mensch wird es ak- 
zeptieren. Und er wird Anteilnahme zeigen 
und sicherlich etwas finden, um etwas für 
die Aufhebung der Isolation zu tun ...“ (Fat- 
ma Koyupinar, 13. März 2006) 

Als das Tayad Komitee rufen wir hiermit 
alle solidarischen Menschen und Organisa- 
tionen dazu auf, Fatma Koyupinar in ihrem 
Widerstand gegen die Isolationsfolter zu 
unterstützen. 

Bitte richtet Eure Solidaritätsschreiben an 
die unten aufgeführten Adressen des Tayad 
Komitee, damit diese umgehend übersetzt 
und nach Istanbul weitergeleitet werden 
können. 

Tayad Komitee 

Weserstr. 56 

12045 Berlin / Germany 
Fax: 0049.30.32665653 
E-Mail: info@tayad.de 


Aufruf zur 
Mobilisierung 


für dem Prozess gegen die 6 Anarchi- 
stInnen, festgenommen in Barcelona 
im September 2003. 


Seit September 2003 sitzen 4 der 6 ange- 
klagten AnarchistInnen aus Barcelona in U- 
Haft. Seit letztem Monat sind die Strafforde- 
rungen der Staatsanwaltschaft gegen die 6 
bekannt. Strafen bis zu 117 Jahren für An- 
klagen wie Mitgliedschaft in einer terroristi- 
schen Vereinigung, illegaler Besitz von Waf- 
fen und Sprengstoff ... Wieder stehen Anar- 
chistInnen vor Gericht - eine Konstante der 
letzten Jahre - und wieder können wir vom 
Ausgang nichts erwarten. 

Ich mag nicht bei feststehenden Tatsachen 
verweilen. Ich mag nicht nochmals sagen, 
was schon so oft ausgesprochen wurde und 
aufgeschrieben ist. Es ist klar, dass dieses Eu- 
ropa vereint ist, um jede Möglichkeit sub- 
versiver Aktion zu vernichten, um jede Bruts- 
tätte, wo revolutionäre Ideen noch leben, zu 
beobachten, um dieses System voll bürgerli- 
cher Selbstzufriedenheit zu zementieren und 
zu retten, vor einer Zukunft, die ihre Existenz 
in Gefahr bringt. 

Die Frage, die dem gegenüber steht, ist, wel- 
che Dynamik wir dagegen entwickeln kön- 
nen. Was können wir bewegen, ehrlich und 
mit unseren Möglichkeiten, ihnen nicht freie 
Hand zu lassen? Welches sind unsere Prio- 
ritäten in dieser Realität, nicht nur gegen das 
Existierende, sondern auch gegenüber den 
eingesperrten GenossInnen, einander ge- 
genüber, so dass wir am Morgen aufstehen 
und uns gegenseitig voll Vertrauen in die Au- 
gen gucken können, voraus gucken können? 

Das Mindeste ist, sich schuldig zu machen 
an revolutionärer Solidarität, auch wenn nur 
um unseren GenossInnen zu zeigen, dass sie 
nicht dieser Staatsgewalt allein gegenüber 
stehen. Vielleicht kennen wir diese Genos- 
sInnen nicht, weder ihre konkrete Geschich- 
te noch ihre Erfahrungen. 

Da sind ja Diskussionen möglich über Stra- 
tegie / Taktik und letztendlich über das 
Schreckwort „Gewalt“. Aber sollte nicht un- 
abhängig von dieser Diskussion Solidarität 
und Liebe den AnarchistInnen zukommen, 
die unseren natürlichen Feinden, ihren Ge- 
richtshöfen und Gefängnissen gegenüberste- 
hen? 

Solidarität ist eine der Grundlagen im ak- 
tiven, täglichen Kampf jedes Anarchisten. Es 
ist das, was uns aus der Isolation holt, uns 
reicher macht und unsere Kämpfe verbindet. 
Zu oft wird diese Verantwortlichkeit Antire- 
pressionsgruppen überlassen, während sie 
bei allen von uns liegt. Alle von uns sollen 
sich vertraut machen, wie die Zange ge- 
schlossen wird, weil, morgen ist es einer von 
euch, der verhaftet wird, und dann soll man 
wissen, was man voneinander erwarten kann. 
Je breiter und diverser diese Solidarität, de- 
sto stärker stehen wir, sowohl drinnen wie 


draußen. Denk, überleg, diskutiere, handele. 
Hauche dem Kampf Leben ein. Es fängt bei 
dir an. 

In wenigen Monaten fängt das Verfahren 
gegen die 6 an. Nach etwa 3 Jahren stehen 
sie vor der „Audiencia Nacional“, dem Son- 
dergericht in Madrid für Schwerverbrechen. 
Jetzt ist die Zeit anzufangen, vorzubereiten, 
Infos weiter zu geben, zu überlegen, was zu 
tun ist. Jene, die die Möglichkeit haben, nach 
Madrid zu gehen: Knüpft Kontakte ... es ist 
sicher, dass ihr bei den GenossInnen aus dem 
Süden gut empfangen werdet. Für alle An- 
deren: Lasst euch inspirieren durch Kreati- 
vität und Vielfalt von (direkten) Aktionen der 
letzten Jahren in Solidarität mit anarchisti- 
schen Gefangenen. 

Dies ist letztendlich ein Aufruf für alle, die 
noch stolz und generös den anarchistischen 
Kampf in ihren Herzen tragen. Für alle, die 
wissen, dass das Jetzt nicht wartet auf die Zu- 
kunft und dass jede Änderung Bewegung for- 


Knapp 100.000 Menschen haben am 1. 
April die baskische Metropole Bilbao über- 
schwemmt. Die Demonstration für eine de- 
mokratische Lösung des seit jahrzehnten 
schwelenden bewaffneten Konflikts mit 
Spanien und Frankreich startete mit er Ver- 
spätung, weil sich die Spitze erst den Weg 
durch die Massen bahnen musste. „Zeit für 
eine Lösung“ fordert das Fronttransparent, 
dass von Mitgliedern des „Nationalen De- 
battenforums“ getragen wurde. Seit Jahren 
diskutieren im Forum Parteien, Gewerk- 
schaften und soziale Organisationen mit in- 
ternationaler Überwachung über eine fried- 
liche Konfliktlösung. Die ETA rief kürzlich 
eine Waffenruhe aus, um einen Frieden- 
sprozess zu fördern. 

Zum Abschluss forderte das Forum, nun 
sei die Zeit gekommen, wo die Basken frei 


dert. Dies ist für die, die sich dem menschli- 
chen Kampf für Freiheit, den dieses Europa 
tot haben und hinter Gittern begraben will, 
verbunden fühlen. Dies ist ein Aufruf an ei- 
ne Bewegung, die ihre Gefangenen mit ein- 
bezieht, sich bewusst ist, dass wir letztend- 
lich nur einander haben, dass das unsere Kraft 
ist im Angesicht des Staates. Lasst einen an- 
archistischen Sturm durch ihre Gerichtsba- 
stillen blasen! Lasst sie wissen, dass ihre sy- 
stematische Verfolgung diese Bewegung von 
Revolte nicht aufhalten wird! Solidarität mit 
allen, die kämpfen für Freiheit und Würde! 
Solidarität mit den Barcelona 6! Solidarität 
mit Igor, Rafa, Carol, Joaquin, Roger und 
Teo! 

Für die Anarchie! 

Bart De Geeter* 

März 2006, J.V.A. Düsseldorf 


* Bart De Geeter wurde im „Aachener 4- 
Prozess“ zu 3,5 Jahren verurteilt 


und demokratisch über ihre Zukunft ent- 
scheiden müssten. Die beteiligten Staaten 
müssten das Votum anerkennen, um den 
Konflikt dauerhaft zu lösen. Neben der For- 
derung nach Unabhängigkeit stachen Pa- 
rolen für die Amnestie und die Rückkehr 
der 700 politischen Gefangenen ins Bas- 
kenland heraus. Dazu gehört auch der Spre- 
cher der verbotenen Partei Batasuna, Mo- 
tor des Forums. Arnaldo Otegi wurde letz- 
te Woche inhaftiert, weil er zu einem Streik- 
tag aufrief. Er soll nun 250.000 Euro auf 
Kaution hinterlegen, um wieder frei zu 
kommen. Ein Teil des Geldes wurde von den 
Demonstranten gespendet. 

Nach Hinterlegung einer Kaution von 
insgesamt 650.000 Euro wurden am 6.4. 
Arnaldo Otegi (Bild links Mitte), Sprecher 
der verbotetnen Batasuna, sowie J.J. Petri- 
korena und J.M. Olano aus dem Madrider 
Gefängnis Soto del Real entlassen. Beim 
Austritt lehnten sie jede Stellungnahme 
oder Erklärung ab: die drei führende Mit- 
glieder der baskischen linken Unabhängig- 
keitsbewegung sind in ihrer Bewegungs- 
und Meinungsfreiheit stark eingeschränkt 
worden, und dürfen u.a. nicht mehr ins 
Ausland reisen. 

Auf einer Demonstration haben am 
Sonntag in der baskischen Stadt Donostia- 
San Sebastian Tausende den Batasuna 
Sprecher Arnaldo Otegi begrüßt. 

(Ralf Streck) 
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Verfassung als 
Schundroman 


Seit 30 Jahren unschuldig im Gefüng- 
nis: Der amerikanische Indianerfüh- 
rer Leonard Peltier 


Von Mumia Abu-Jamal 


Über Leonard Peltier sind Bücher geschrieben 
und Dokumentarfilme gedreht worden. Sogar 
Abgeordnete des US-Kongresses haben sich für 
den Führer des American Indian Movement 
(AIM) eingesetzt - alles vergeblich, denn er ist 
immer noch nicht frei. Vor 30 Jahren wurde er 
festgenommen und zu lebenslanger Haft we- 
gen angeblichen Mordes an zwei FBI-Beamten 
während eines Feuergefechts im von der Poli- 
zei belagerten Pine-Ridge-Reservat in South 
Dakota verurteilt. 

Im jahrzehntelangen Kampf um seine Frei- 
heit mußte Leonard Peltiervor kurzem eine wei- 
tere juristische Niederlage hinnehmen. In Buf- 
falo, der zweitgrößten Stadt des US-Bundes- 
staates New York, lehnte Bezirksrichter William 
M. Skretny den Antrag seiner Verteidigung auf 
Herausgabe von fünf Seiten aus FBI-Doku- 
menten ab, in denen Beweise für Peltiers Un- 
schuld vermutet werden. Richter Skretny be- 
gründete seine ablehnende Entscheidung mit 
der „Sorge um nationale Sicherheitsinteressen‘“. 
Rechtsanwalt Michael Kuzma kritisierte den 
Richter wegen zeitlicher Verzögerung. Denn 
aus den Akten gehe hervor, daß er die Doku- 
mente bereits im Juni 2005 eingesehen habe. 
„Wir werden Beschwerde einlegen“, erklärte 
Kuzma, „denn es ist unglaublich, daß er 254 
Tage dafür gebraucht hat, seinen Beschluß öf- 
fentlich bekanntzugeben.“ 

Vor Jahren haben viele Unterstützer Leonard 
Peltiers ihre ganze Hoffnung auf den damals 
für die Präsidentschaft kandidierenden William 
Clinton gesetzt, der ihnen vor der Wahl ver- 
sprach, er werde den populären Indianerführer 
„nicht vergessen“. Doch sie wurden (wie so vie- 
le andere auch) betrogen, denn kaum war Clin- 
ton im Amt, übte das FBI Druck auf ihn aus, 
und er vergaß Peltiers Fall sehr schnell. Erst 
kurz vor Ende seiner Amtszeit hat Clinton dann 
zahlreiche Begnadigungen ausgesprochen, 
aber sie betrafen in erster Linie Wirtschaftskri- 
minelle wie Mark Rich und andere wegen Kor- 
ruption verurteilte reiche Sponsoren seines 
Wahlkampfs. Peltiers Zellentür blieb verriegelt 
- trotz des erwiesenermaßen unfairen Prozes- 
ses gegen ihn und trotz der Tatsache, dass Pel- 
tier seit seiner Verhaftung immer betont hat, 
die FBI-Agenten nicht erschossen zu haben. 

Deshalb braucht er jetzt noch mehr Unter- 
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USA. Die Massendemonstrationen gegen rassistische Gesetzesvorhaben, mit denen 11 Mil- 


and growed 
you Tre 


“ 


lionen „illegale“ Einwanderer in den USA kriminalisiert würden, reißen nicht ab. 100.000 
waren es am 25.3. in Chicago, mehr als eine halbe Million eine Woche später in Los An- 
geles (Bild). Am 8./9.4. fanden Demonstrationen in 120 Städten der USA statt, die größ- 
te in Dallas mit 500.000, überwiegend Einwanderer aus Lateinamerika und Asien. 


stützung, allerdings nicht von Politikern, die 
leere Versprechungen machen, sondern von je- 
nen Teilen der Bevölkerung, die über ein kla- 
res Unrechtsbewusstsein verfügen. Seine Un- 
terstützer brauchen nicht noch weitere Bücher, 
sondern vor allem mehr Bewegung. Dazu müs- 
sen sich mehr Menschen dieser weltweiten Be- 
wegung anschließen, die sich der Befreiung von 
Gwarth-ee-lass („Der das Volk anführt“) ver- 
schrieben hat. 

In seinem 1999 erschienenen Buch „Prison 
Writings: My Life is My Sun Dance“ („Ge- 
fängnisaufzeichnungen: Mein Leben ist mein 
Sonnentanz“) beschreibt Peltier den Krieg des 
FBI gegen AIM und andere radikale Gruppie- 
rungen. Seine vor dem 11. September 2001 ver- 
öffentlichten Schriften zeigen, daß die US-Re- 
gierung bereits vor diesen Anschlägen eine re- 
pressive Politik im Innern verfolgt hat: 

„Sie verrichtet ihr schmutziges Werk unter 
dem üblichen Deckmantel der »nationalen Si- 
cherheit«. Ihre wichtigste Taktik dabei: Vergiß 
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das Gesetz, das Gesetz ist nur etwas für Dumm- 
köpfe, bieg dir das Gesetz so zurecht, wie du es 
brauchst, um den Mann packen zu können, wie 
unschuldig auch immer er sein mag. Bestich 
das gesamte Rechts- und Justizsystem, lüge, 
wann immer und wo immer nötig, um das Au- 
genmerk auf deine Opfer und nicht auf deine 
eigenen Verbrechen zu lenken. 

Ich muss gestehen, es hat hervorragend funk- 
tioniert. Im Namen des Gesetzes haben sie je- 
des Gesetz gebrochen. Und indem sie mich - 
und wie viele andere Unschuldige noch? - mit 
ihrer kaltblütig geplanten Strategie ins Ge- 
fängnis oder ins Grab verfrachteten, haben sie 
aus der Verfassung der Vereinigten Staaten ei- 
nen Schundroman gemacht.“ 

Leonard Peltier braucht jetzt nichts dringen- 
der als eine sich erneuernde, wiederbelebte, 
machtvolle Solidaritätsbewegung, die seine be- 
dingungslose Freilassung durchsetzt. 
(Übersetzung: Jürgen Heiser) 

Aus: jungeWelt 
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